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Editorial
Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

wie Sie sehen, hat die NRV einen etwas geänder-
ten Namen. Auf der Bundesmitgliederversammlung im 
März 2025 hat sich eine klare Mehrheit für die Verwen-
dung des Gender-Sternchens ausgesprochen, um nicht 
nur die Gleichberechtigung der klassischen Geschlech-
ter, sondern auch der LGBTQ-Menschen sicherzustellen. 
Dem ein oder anderen wird das nicht gefallen, aber es 
zeigt, dass die NRV mit der Zeit geht und auch Minder-
heiten zu ihrem Recht verhelfen will.

Auf der Bundesmitgliederversammlung gab es au-
ßerdem eine szenische Lesung zu den Vorgängen um 
den NSU 2.0. Unter dieser Bezeichnung hatte ein Ber-
liner zahlreiche Drohbriefe über mehrere Jahre an viele 
Personen des öffentlichen Lebens geschrieben und sich 
dafür geheime Privatadressen von hessischen Polizei-
computern besorgt. Dass diese Drohungen nicht unrea-
listisch waren, zeigten die Attentate auf den Regierungs-
präsidenten Lübcke in Kassel und auf die jüdische Syn-
agoge in Halle in diesem Zeitraum (Bericht dazu auf S. 
27).

Im Zuge der Aufklärung wurden mehr als 60 rechts-
extreme Chatgruppen innerhalb der hessischen Polizei 
festgestellt. Strafrechtlich oder disziplinarrechtlich wur-
de kein Polizist belangt, weder wegen der Herausgabe 
von Daten noch wegen rechtsextremer Chats. Die Par-
teien des Landtags hatten in diesem Zusammenhang 
beschlossen, einen unabhängigen Polizeibeauftragten 
einzusetzen. Das ist bis heute aus verschiedenen eher 
wahltaktischen Gründen nicht geschehen. Die NRV wird 
darauf weiterhin ein Auge haben.

Wie Sie aus den verschiedenen Berichten aus den 
Bezirksräten (S. 7, 9, 20) ersehen können, ist die NRV 
auch auf Landesebene in den Mitwirkungsgremien sehr 
aktiv. Das über allem stehende Thema ist sicherlich 
die Einführung der elektronischen Akte, was aber auch 
schon im letzten Jahr im NRV-Info 2024 im Vordergrund 
stand. Aber darüber darf auch das Thema der Beurtei-
lungsrichtlinien nicht vergessen werden, zu dem die NRV 
eine umfassende Stellungnahme (S. 12) abgegeben und 
darauf hingewiesen hat, dass es viel erfolgreichere Sys-
teme gibt, wie die Personalsenate in Österreich. Dazu 
bringen wir ein Interview mit Harry Addicks, Vorsitzender 
Richter am VG Aachen a.D. (S. 16).

Social Media sind aus unserem Leben und auch 
aus der Justiz nicht mehr wegzudenken. Die NRV hat 
dazu in Frankfurt eine Veranstaltung durchgeführt, in 
der die Referenten ausführlich die zivil- und strafrecht-
lichen Möglichkeiten der Unterlassung und Sanktionie-
rung von Hate Speech etc. beleuchtet haben. Besonders 

die Ausführungen von OStA Hanno Wilk von der GenS-
ta Frankfurt am Main zu den begrenzten Möglichkeiten, 
aber auch zu den Möglichkeiten eines sozialen Online-
Trainingskurses und des Versuchs eines digitalen Täter-
Opfer-Ausgleichs stießen auf großes Interesse (S. 24).

Zum Thema Social Media findet auch der dies-
jährige Richter*innenratschlag statt, und zwar vom 28.-
30.11.2025 in Bad Boll. Das Programm und die Arbeits-
gruppen finden Sie auf S. 29. Gerade die jüngeren Kol-
leginnen und Kollegen werden dort auf viele Gleich-Alte 
und Gleich-Gesinnte treffen. Es gibt auch ein spannendes 
Kulturprogramm und eine tolle Party. Die Plätze sind aller-
dings begrenzt, deshalb schnell anmelden.

Apropos junge Kolleg*innen: Schaut Euch mal das 
Merkblatt auf S. 18 an. Es ist von der leider viel zu früh 
verstorbenen Direktorin des AG Hermeskeil und be-
schreibt sehr eindrucksvoll die Schwierigkeiten des Be-
rufsanfangs, aber auch die Möglichkeiten, eine „gute“ 
Richterperson zu werden, ganz im Sinne der NRV-Prin-
zipien.

Darüber hinaus bietet das Heft noch Berichte über 
die Güterichterausbildung, die Commercial Courts am 
OLG und die Stadtführung mit Christian Setzepfandt.

Ich wünsche Ihnen viel Freude und neue Erkennt-
nisse beim Lesen! 

Guido Kirchhoff

Unsere Autor*innen: 

Christian Braun, Richter am Amtsgericht Frankfurt 
am Main
Myriam Gruß, Vorsitzende Richterin am OLG 
Frankfurt am Main
Hanno Wilk, Oberstaatsanwalt bei der Generalstaats-
anwaltschaft Frankfurt am Main
Harry Addicks, Vorsitzender Richter am Verwaltungs-
gericht Aachen a.D.
Claudia Meßer, Direktorin des Amtsgerichts 
Hermeskeil a.D. 
Dr. Andreas Gornik, Richter am Verwaltungsgericht 
Wiesbaden
Jörg Tilmanns, Richter am OLG Frankfurt am Main
Guido Kirchhoff, Vorsitzender Richter am OLG 
Frankfurt am Main a.D.
Thomas Haug, Richter am Amtsgericht Saarbrücken
Horst Häuser, Richter am Verwaltungsgericht 
Wiesbaden a.D.
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Bericht aus dem Bezirksrichterrat der 
ordentlichen Gerichtsbarkeit
von Christian Braun 

Die Gremienarbeit im Bezirksrichterrat ist aktuell vor al-
lem von der Einführung der elektronischen Akte in der or-
dentlichen Gerichtsbarkeit und den Staatsanwaltschaften ge-
prägt. Die letzten Pilotierungen beim Amtsgericht und Land-
gericht Darmstadt sowie beim OLG sind abgeschlossen und 
der Zeitplan des HMdJ für das Ausrollen der verbleibenden 
Bereiche ist bis zum Stichtag am 1. Januar 2026 äußerst eng 
gestrickt.

1. Die Einführung der elektronischen Akte im 
Strafbereich und den übrigen verbleibenden 
Rechtsbereichen und Gerichten

Während die elektronische Akte in der Sozial-, Verwal-
tungs-, Arbeits- und Finanzgerichtsbarkeit mittlerweile flä-
chendeckend ausgerollt ist, sind noch sehr viele Arbeits-
plätze in der ordentlichen Gerichtsbarkeit elektronisch zu 
ertüchtigen. Zur Wahrung der Beteiligungsrechte der Gremi-
en besteht hierfür schon seit Ende 2022 eine Rahmendienst-
vereinbarung zwischen dem erweiterten Hauptpersonalrat 
und dem Ministerium. Dies ist im Vergleich zu den ansons-
ten äußerst gering ausgestalteten gesetzlichen Regelungen 
im HRiG und im HPVG ein guter Hebel, um Beteiligungsrech-
te der Räte wahrzunehmen. Namentlich wurde in der Rah-
mendienstvereinbarung vorgesehen, dass für die Pilotierun-
gen und die darauffolgenden Anordnungen der „führenden 
elektronischen Akte“ nach § 7 JustITV für einzelne Rechts-
bereiche oder Gerichte „Einführungspakete“ geschnürt wer-
den. Die Beteiligungsgremien waren und sind bei diesen Ein-
führungspaketen förmlich beteiligt, indem die Pilotberichte 
der entsprechenden Gerichtsleitungen und der IT-Stelle so-
wie die Stellungnahmen der örtlichen Gremien im Rahmen 
der Beteiligung eingesehen und durch die Gremien beurteilt 
werden können. Es hat sich herausgestellt, dass die bishe-
rigen Pilotberichte zwar nicht alle durchweg euphorisch wa-
ren. Dennoch wurde in den Berichten jeweils die flächende-
ckende Einführung befürwortet und zwar ausdrücklich auch 
dann, wenn viele technische Probleme und Anwendungshin-
dernisse noch offen waren oder während der Pilotierung nicht 
gelöst werden konnten. Hintergrund hierfür ist, dass das Ar-
beiten mit der elektronischen Akte sowohl als Papierakte als 
auch als elektronische Akte (sog. doppelte Aktenführung) in 
den Pilotgerichten v.a. für die Serviceeinheiten sehr perso-
nal- und zeitintensiv ist. 

Beteiligungsrechtlich sieht das Ministerium die Gremi-
enbeteiligung bei der Anordnung der elektronischen Akte als 

führender Akte als eine (bloße) Mitwirkung und nicht als Mit-
bestimmung an. Dies bedeutet, dass die Beteiligungsgremi-
en mit Beginn des Beteiligungsverfahrens lediglich zwei Wo-
chen Zeit haben, Einwendungen vorzubringen oder einen Er-
örterungsbedarf zu einzelnen Fragen anzumelden. Dies ist 
im Vergleich zu einer echten Mitbestimmung das viel schwä-
chere Mittel, denn in diesem kurzen Zeitraum können fort-
bestehende Probleme nur zur Kenntnis genommen werden 
und eine wirkliche Lösung von benannten technischen Prob-
lemen oder Hindernisse in der täglichen eAkten-Anwendung 
ist schon gar nicht möglich. Selbst täglich auftretende Prob-
leme wie z.B. mangelnde Performance oder Schwächen bei 
den gerichtlichen Vorlagen können häufig während des Be-
teiligungsverfahrens nur mit großem Zeitaufwand bearbeitet 
werden oder müssen im starren Ticketsystem an den e2-Ver-
bund oder z.T. an die HZD weitergegeben werden. Das Go-
Live der elektronischen Akte auch nur zu verzögern war bis-
her auch deswegen keine Option, da im Zeitpunkt des Be-
teiligungsverfahrens schon der Zeitplan für das Ausrollen in 
den einzelnen Gerichten extrem eng ist, die entsprechenden 
Schulungen schon geplant sind und die Roll-Out-Teams in 
den Startlöchern stehen. 

Der Roll-Out selbst wurde von Seiten des Ministeriums 
für das Jahr 2025 verkürzt. Mangels Personals bei der IT-
Stelle wird die Einführung jeweils nur für eine Woche beglei-
tet und vor Ort sollen sog. Anwendungsexperten (wer auch 
immer dies sein mag), den verkürzten Prozess unterstützen. 
Nach einer Woche sind die Gerichte dann im Wesentlichen 
auf sich alleine gestellt. 

Eine erhebliche Änderung des ursprünglichen Ausroll-
prozesses war dann auch die Entscheidung des Ministeri-
ums, ab dem Produkt 16 (Betreuung, Nachlass, Mobiliarvoll-
streckung, Straf, etc.) die elektronische Akte nicht mehr mit 
dem Textverarbeitungsprogramm e2T auszurollen, sondern 
mit EUREKA-Text. Dieses Textverarbeitungsprogramm mag 
für die Serviceeinheiten in den Gerichten schon bekannt sein, 
für die Entscheider*innen (insb. für die Richter*innen) jedoch 
meist nicht. Die Gremien sehen hier einerseits die Gefahr der 
Verlagerung von Geschäftsstellenaufgaben auf die Richter-
schaft als auch eine Verstetigung der Anwendung eines anti-
quierten und nicht mehr upgedateten Programms. Die in der 
Zukunft liegende Umstellung auf e2T erfordert dann erneut 
hohen Schulungsbedarf auf allen Ebenen. 

Hinsichtlich der zur Verfügung gestellten Hardware liegt 
nun ein neues Arbeitsplatzkonzept vor. Dies betrifft die an 
den richterlichen und nichtrichterlichen Arbeitsplätzen zur 
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Verfügung stehenden Rechner, Bildschirme, Drucker, u.s.w., 
sowie die Homeoffice-Ausstattung. Die Gremien konnten 
sich bisher nicht damit durchsetzen, größere Bildschirme 
oder eine angemessene Ausstattung für die Bereitschafts-
dienste oder praktikablere Lösungen für die Signaturkarten 
zur Verfügung stellen zu lassen. Hierfür stehen keine finan-
zielle Mittel zur Verfügung und die z.T. schon genutzten Tab-
lets oder Touchpads werden in Zukunft auch nicht mehr aus-
gerollt werden. Bei der Anschaffung neuer Geräte (und dem 
Austausch bisheriger Geräte) ist auch immer zu bedenken, 
dass dies vom jeweiligen Investitionszyklus im jeweiligen Ge-
richt abhängig ist. Hier wurde der Zeitraum von Neuinvestitio-
nen von vier Jahren auf fünf Jahre verlängert. 

Nach längeren Verhandlungen zeichnet sich nun auch 
ab, wie sich das HMdJ die Ausstattung der Sitzungssäle 
in den Gerichten vorstellt. Am Landgericht Darmstadt wurde 
hier ein „Muster-Sitzungssaal“ ausgestattet, welcher von ei-
nigen Richter*innen erprobt werden konnte. Ziel des Minis-
teriums ist es, dass in jedem Sitzungssaal Videoverhandlun-
gen und -sitzungen stattfinden können und die Richterbank 
mit moderner Arbeits-, Präsentations- und Steuerungstechnik 
ausgestattet wird. Da das Sitzungssaalkonzept aber nur ein 
Konzept mit vielen Soll- und Kannvorschriften darstellt, steht 
auch dies unter einem Finanzierungsvorbehalt und in jedem 
Fall wird es noch einige Zeit dauern, bis die entsprechenden 
Säle dann auch wirklich so ausgestattet werden, wie in der 
Konzeption vorgesehen. Schließlich fehlen an sehr vielen 
Gerichtsstandorten noch die erforderlichen Verkabelungen, 
wofür wiederum der LBIH zuständig ist. Positiv zu bewerten 
ist, dass auch die Arbeitsplätze für die Amts- und Staatsan-
wält*innen in den Strafverhandlungen – inklusive elektroni-
schem Zugriff auf deren Akten – zur Verfügung gestellt wer-
den sollen. Ob dies zu Beginn der Einführung der strafrecht-
lichen e-Akte schon der Fall sein wird, bleibt abzuwarten. 
Keine neue Hardware-Ausstattung ist leider für die Protokoll-
kräfte vorgesehen. 

Die Organisation der IT-Schulungen (sowohl hinsicht-
lich der elektronischen Akte als auch hinsichtlich anderer IT-
Themen) wurden schon vor einiger Zeit auf ein Online-An-
meldeverfahren umgestellt. Dies stellt aus Sicht der Gremien 
tatsächlich eine modernere Möglichkeit dar, möglichst ein-
fach Schulungen zu organisieren und dann auch wahrzuneh-
men. Die Qualität der IT-Schulungen (und auch die entspre-
chenden Erklärvideos und Handbücher im Mitarbeiterportal 
[MAP]) – wird allgemein positiv wahrgenommen, auch dank 
des ehrenamtlichen Engagements von vielen Richter*innen 
aus dem Geschäftsbereich als Dozent*innen. Offene Bau-
stellen sind hier noch regelhafte Nachschulungsangebote 
oder proaktive Schulungsangebote für Dezernatswechsler 
oder Rückkehrer*innen in richterliche Dezernate. 

Eine technisch funktionierende elektronische Akte ist 
nicht viel wert, wenn der Support und die Fortentwicklung 
nicht einheitlich geregelt ist. Auf dem Papier stehen die Ab-
läufe hierfür v.a. in der seit Anfang des Jahres neu formu-
lierten Geschäftsordnung für die hessischen Gerichte und 
Staatsanwaltschaften und – speziell für den eJustice-Be-
reich – in der sog. Justiz-Informationstechnik-Einsatz-Richt-

linie (genannt JIT). Nach Auffassung der Gremien verfestigt 
sich dadurch aber leider die Verschiebung der IT-Aufgaben 
auf den Geschäftsbereich und trifft auf eine Personalsitua-
tion in den Gerichten, welche nach wie vor äußerst prekär 
ist. Nur die größeren Gerichte werden es leisten können, 
die in der JIT vorgesehenen „Posten“ der Vor-Ort-Betreuer, 
Systemadministratoren, Anwenderbetreuer, Textbetreuer, IT-
Fortbildungsbetreuer, IT-Sicherheitsbetreuer, Key-User, IT-
Koordinatoren, Anwendungsexperten, etc. als Personal ab-
zustellen. In jedem Fall geht dies zulasten der eigentlichen 
Aufgabe der Justiz. Tatsächlich werden die vielen IT-Auf-
gaben in der Regel bei den Vor-Ort-Betreuer*innen hängen 
bleiben und es steht nicht zu erwarten, dass die Exekutive 
(hier die IT-Stelle) hier einen ausreichenden Support leis-
ten kann. Ganz augenscheinlich wird dies bei dem nach wie 
vor zu starren Ticket-System. Wenn ein technisches Problem 
nicht gelöst werden kann, schreiben die Systemadministra-
tor*innen ein Ticket, welches dann von der IT-Stelle entwe-
der selbst bearbeitet wird oder an die HZD oder den e2-Ver-
bund (meist zum OLG Celle) weitergegeben wird. Bis wann 
das Problem dann mit einem Hotfix oder bei irgendeinem Up-
date gelöst wird oder werden kann, ist nicht transparent und 
so bleibt vor Ort nichts anderes möglich, als sich mit Hilfslö-
sungen über Wasser zu halten. Mangels zeitnaher Erfolgs-
aussichten ist die Folge dann, dass gar keine Tickets mehr 
geschrieben werden. 

Insgesamt wird immer mehr klar, dass den Gerichten ge-
rade beim eJustice-Programm die mangelhafte Personalaus-
stattung mit (auch) IT-Expert*innen auf die Füße fällt. Qua-
litativ gute Hardware- und Softwareausstattung bekommt 
die Justiz nur dann, wenn erheblich mehr Geld hierfür in die 
Hand genommen wird und endlich bundesweite Lösungen 
gefunden werden. Selbst das Gemeinsame Fachverfahren 
kommt nicht wirklich in die Gänge, auch wenn hier mittlerwei-
le die ersten Pilotierungen im Zivilbereich an zwei Gerichten 
in Baden-Württemberg stattfinden.

Als Fazit gilt: Auch wenn zum Ende 2025 sicher schö-
ne Presseerklärungen zur flächendeckenden Einführung der 
elektronischen Akte in der hessischen Justiz herausgege-
ben werden, darf das eJustice-Programm inhaltlich nicht mit 
dem 1. Januar 2026 beendet sein. Die vorgelegten Program-
me stellen zum Teil nur Zwischenlösungen dar (siehe EURE-
KA-Text), die Hardwareausstattung wird eher schlechter und 
das Anwendungs- und Supportmanagement muss weiter ste-
tig verbessert werden. 

2. Die Beurteilungsrichtlinien in Verord-
nungsform

Das Bundesverwaltungsgericht hat schon vor langer Zeit 
den Ländern aufgegeben, die Frage der Beurteilungen von 
Staatsanwält*innen und Richter*innen in ein förmliches 
Gesetz zu gießen. Während in Hessen bislang nur § 7a HRiG 
neu gefasst wurde, waren die konkreten Beurteilungsvorga-
ben bisher nur in Erlassform geregelt. Seit einem Monat liegt 
nun ein erster Entwurf für eine neue Beurteilungs-Rechtsver-
ordnung (HRiStaBeurtVO) vor, bei welcher die Bezirksrichter-
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räte und der Bezirksstaatsanwaltschaftsrat angehört wurden. 
Die Stellungnahme der NRV zum Verordnungsentwurf ist an 
anderer Stelle in diesem Heft zu finden. 

Ohne zu sehr ins Detail zu gehen, soll es nach Auffas-
sung der Exekutiven bei dem bisherigen Grundsystem blei-
ben: Regelbeurteilungen finden nach Ablauf von drei Jah-
ren nach der Lebenszeiternennung in Hessen grundsätzlich 
nicht mehr statt, es sei denn, man möchte sich auf ein Be-
förderungsamt bewerben oder frau muss oder will längerfris-
tig in der jeweiligen Dienststelle aussetzen (Mutterschutz mit 
oder ohne anschließender Elternzeit, unbezahlter Urlaub, Ab-
ordnung, etc.). Ab der Besoldungsstufe R2 mit Leitungsfunk-
tion soll es nach Vorstellungen des Ministeriums Grundvor-
aussetzung (conditio sine qua non) sein, dass man entweder 
eine mindestens zweijährige Verwaltungsabordnung hinter 
sich gebracht hat oder – wenn eine Facherprobung schon 
stattgefunden hat – zusätzlich eine sog. „kleine Verwaltungs-
abordnung“ in der Exekutiven ableistet. Auch die Tätigkeit in 
der IT-Stelle soll als anerkannte Verwaltungsabordnung vor-
gesehen werden. Die Entscheidungsmacht, ob ein/e Rich-
ter*in in eine Abordnung darf, ob Abordnungsstellen außer-
halb der hessischen Justiz anerkannt werden und insbeson-
dere die Beurteilung selbst sollen weiterhin ausschließlich in 
der Hand der Exekutiven verbleiben (inklusive Überbeurtei-
lungen, wenn vom OLG gewünscht). Die vorgeschlagenen 
Neuerungen stellen im Übrigen Verwaltungsvereinfachun-
gen dar, indem die Beurteilungen in der Regel durch (fast) 
reine Ankreuzformulare erfolgen sollen. Die vorbereitenden 
Stellungnahmen (durch die Senats- oder Kammervorsitzen-
den oder durch die (weiteren) aufsichtsführenden Richter*in-
nen) bleiben vor der Eröffnung der Beurteilung ein Geheim-
nis. Erst im Nachhinein soll man diese einsehen können. Die 
Beurteilenden sollen sich selbst entsprechende Beurteilungs-
akten „ziehen“ können und Erledigungszahlen einsehen kön-
nen. Ämterpatronage und Vorabsprachen für Stellenbeset-
zungen werden damit verstetigt und eine institutionelle Unab-
hängigkeit der Justiz weiter eine Illusion bleiben. 

3. Der aktuelle Stand der Pebb§Y-Neu-
erhebung

Die Pebb§y-Neuerhebung soll nun im ersten Halbjahr 
2027 starten. Die Beteiligungsgremien werden über die Pla-
nungen nur informiert, eine förmliche Beteiligungsmöglichkeit 
besteht indes nicht. 

Insgesamt soll bei bundesweit 108 Gerichten (plus zen-
tralen Mahngerichten) die Neuerhebung 2027 stattfinden. 
Zwischen den Ländern wird die Auswahl der Gerichte nach 
dem Königsteiner Schlüssel durchgeführt. Federführend für 
die Ausschreibung der einzukaufenden Expertise ist Baden-
Württemberg, Hessen hat den Vorsitz in der bundesweiten 
Länderkommission. Der noch zu bildende Lenkungsaus-
schuss wird besetzt mit jeweils einer/m Vertreter*in aus je-
dem Bundesland sowie Vertreter*innen der Berufsverbän-
de (immerhin mit Stimmrecht). Der Lenkungsausschuss ent-
scheidet v.a. über die Abnahme des Gutachtens und dessen 
Plausibilität. Es ist wohl nicht geplant, wesentliche Änderun-
gen in der Produktstruktur vorzunehmen. 

Trotz fehlender Beteiligungsmöglichkeiten wird der Be-
zirksrichterrat hier versuchen, neben den Richter*innen-Ver-
bänden, die Stimme der Richterschaft einzubringen, v.a. in 
Bezug auf die bevorstehende Anhebung der Streitwertgrenze 
in amtsgerichtlichen Zivilsachen oder den neuen Herausfor-
derungen im Strafbereich und insgesamt bei dem – aus Sicht 
der Gremien – erhöhten Zeitaufwand durch die Arbeit mit der 
elektronischen Akte. 

4. Fazit

Die förmlichen Beteiligungsmöglichkeiten der (Bezirks-)
Richterräte bleiben in Hessen sehr gering, die Herausforde-
rungen sind riesig und dennoch bleibt die Motivation, dass 
wir es irgendwie gemeinsam schaffen, die hessische Justiz 
nicht nur tatsächlich angemessen auszustatten, sondern v.a. 
resilienter gegen Einflüsse von Außen zu machen. *

NRV-Mitgliedschaft: Im ersten Jahr beitragsfrei! NRV-Mitglieder erhalten Betrifft JUSTIZ kostenlos. 

Wir setzen uns ein für die Demokratisierung 
und Transparenz der Justiz in Deutschland
Als Berufsvereinigung vertreten wir bundesweit die Belange der 
Richterinnen und Richter und Staatsanwältinnen und Staatsanwälte 

www.neuerichterde/mitglied-werden
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Die Güterichterausbildung in der 
hessischen Justiz
von Myriam Gruß

Seit mehr als 12 Jahren muss an jedem Gericht und in je-
dem Verfahren die Möglichkeit bestehen, den Rechtsstreit an 
einen Güterichter1 zu verweisen2. Wieso braucht es für das 
Güterichterverfahren eigentlich besonders geschulte Richter? 
Und können nicht alle Richter für ihre tägliche Praxis von ei-
ner solchen Güterichterausbildung profitieren?

Die Konfliktbehandlung beim Güterichter unterscheidet 
sich grundlegend von Vergleichsverhandlungen vor dem er-
kennenden Gericht. Der Güterichter entscheidet den Rechts-
streit nicht, sondern hilft den Parteien, eigenverantwortlich 
eine Lösung für ihren Konflikt 
zu finden. Ziel des Güterich-
terverfahrens ist es, mit Hilfe 
(hauptsächlich) der Konflikt-
lösungsmethode der Mediation 
eine nachhaltige Streitbeile-
gung zwischen den Parteien 
zu erreichen. Das Güterich-
terverfahren hat mithin einen 
gänzlich anderen Ansatz als 
ein streitiges Verfahren. 

Der hierfür speziell quali-
fizierte Güterichter unterstützt 
die Parteien mit besonderen 
Kommunikationsmethoden, 
die Fixierung auf das Gesche-
hene und die daraus abgelei-
teten Rechtspositionen aufzu-
geben und statt dessen durch 
Klärung der Beziehungsebene 
und durch das Entwickeln von beiderseitigen interessenge-
rechten Optionen einverständlich auch für die Zukunft aus-
gerichtete Lösungen zu entwickeln. 

In Hessen werden seit der Einführung des Güterichterver-
fahrens dazu Güterichter in zweiteiligen Ausbildungsstaffeln 
von je drei Tagen und einer sich anschließenden Supervisi-
onseinheit ausgebildet. Aktuell durchlaufen 24 Richterkollegen 
aus allen Gerichtsbarkeiten die 8. Ausbildungsstaffel, in der 
sie zunächst eine thematische Einführung in das Güterichter-
verfahren erhalten. Eine erste Veranschaulichung der Metho-
de der Mediation erfolgt durch ein moderiertes Rollenspiel der 
vier Referenten. Im weiteren Verlauf werden Kommunikations-
techniken (wie zum Beispiel das aktive Zuhören, Reframing, 
etc.) und sonstige Arbeitstechniken (wie zum Beispiel das Vi-
sualisieren, Umgang mit Störungen und schwierigen Parteien) 

anhand konkreter Fallstudien vermittelt. Der Schwerpunkt der 
Ausbildung liegt dabei auf dem Ausprobieren und Einüben der 
Mediation in Rollenspielen. Die Rollenspiele finden in Klein-
gruppen statt, die von jeweils einem der Referenten angelei-
tet und durch fachliche Inputs im Plenum unterstützt werden. 
Reflexions- und Feedbackrunden helfen, die praktische Um-
setzung im gerichtlichen Alltag sicherzustellen. 

Bei dem vierköpfigen Referententeam um den Ausbil-
dungsleiter Peter Brändle, Richter am Landessozialgericht, 
der die Güterichterausbildung in Hessen vom ersten Tag an 
mitgestaltet und begleitet hat, handelt es sich um Richterkolle-

gen, die langjährige Erfahrungen mit dem Güterichterverfah-
ren und in der Ausbildung gesammelt haben. Unterstützt wird 
das Team regelmäßig durch externe Referenten, zum Bei-
spiel durch Dr. Klaus Harnack, Sozialpsychologe und Medi-
ator, durch den interdisziplinäre Elemente der Mediation ein-
gebracht werden. 

Dank einer ausgesprochen vertrauensvollen und äußerst 
kollegialen Arbeitsatmosphäre gelingt es nicht nur, das in-
tensive und anspruchsvolle Programm erfolgreich durchzu-
führen, sondern darüber hinaus auch gemeinsam viel Freu-
de und Spaß beim Ausprobieren zu haben. Die Teilnehmer 
melden regelmäßig zurück, dass sie diese Art der Ausbildung 
als positiv, abwechslungsreich und sehr hilfreich empfinden. 
Auch wenn die Güterichterausbildung vom zeitlichen Umfang 
bei weitem nicht an eine Mediationsausbildung im klassischen 

Bild: Nick Youngson CC BY-SA 3.0 Pix4free.org

NRV-Info Hessen 07/2025                                                                                                              7



Sinne heranreicht, die mindestens 130 Stunden umfasst, 
zeigt sich immer wieder, dass die Teilnehmer aufgrund ihrer 
richterlichen Tätigkeit und der damit einhergehenden regel-
mäßigen Verhandlungsführung bereits über einen unschätz-
baren Erfahrungsvorsprung gegenüber nichtrichterlichen Me-
diatoren verfügen. 

Die Ausbildung spricht nicht nur Kollegen an, die künf-
tig als Güterichter tätig werden wollen. Es hat sich vielmehr 
im Laufe der Jahre immer wieder gezeigt, dass sich viele Kol-
legen für den Einsatz mediativer Elemente in ihrer spruch-
richterlichen Praxis interessieren und der verbreitete Wunsch 
besteht, zusätzliche Kommunikationstechniken und Kompe-
tenzen im Umgang mit den Parteien und Rechtsanwälten zu 
erlernen. Es wäre tatsächlich auch ohne großen Aufwand 
möglich, durch eine geringfügige Umstrukturierung der Aus-
bildungselemente vielen Kollegen die Teilnahme an diesem 
Ausbildungsformat zu ermöglichen, um kommunikative und 

mediative Elemente auch für die tägliche richterliche Tätigkeit 
gewinnbringend nutzbar zu machen. 

Vielleicht können die für die richterliche Fortbildung zu-
ständigen Stellen im Hessischen Justizministerium, die die 
Güterichterausbildung im Übrigen dankenswerter Weise er-
möglichen und hervorragend unterstützen, diesem Wunsch 
der Richterschaft bei ihrer künftigen Planung Rechnung tra-
gen! *

Anmerkungen

1 In diesem Text wird zur besseren Lesbarkeit nur die männli-
che Form verwendet; die weibliche Form ist selbstverständlich im-
mer mit eingeschlossen.

2 §§ 278 Abs. 5 ZPO, 36 Abs. 5 FamFG, 54 Abs. 6 ArbGG, 202 
SGG, 173 VwGO, 155 FGO

Foto: Myriam Gruß

V.i.S.d.P.: 
Guido Kirchhoff,
Alte Darmstädter Str. 45, 64367 Mühltal 

Layout und Gesamtherstellung: 
JMS Kommunikation, Darmstadt
info@jms-kommunikation.de

Druck: Gemmion, Reichelsheim
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Bericht aus dem Bezirksstaatsanwaltsrat
von Hanno Wilk

Der Bezirksstaatsanwaltsrat vertritt die Interessen der 
Staatsanwältinnen und Staatsanwälte behördenübergreifend 
gegenüber den übergeordneten Behörden. Da Hessen ledig-
lich über einen Oberlandesgerichtsbezirk verfügt, fällt dem 
Bezirksstaatsanwaltsrat hierbei eine Doppelfunktion zu, da 
ihm die Vertretung sowohl gegenüber der den landgerichtli-
chen Staatsanwaltschaften vorgesetzten Generalstaatsan-
waltschaft als auch gegenüber dem Ministerium obliegt. Aus 
der Funktion folgt, dass der Bezirksstaatsanwaltsrat sich 
mit den behördenübergreifenden Themen beschäftigt. Dies 
kann auch bei örtlichen Fragen der Fall sein, wie beispiels-
weise dem Neubau am Justizstandort Frankfurt, welcher ne-
ben der Staatsanwaltschaft auch die Generalstaatsanwalt-
schaft betrifft. In solchen Fällen suchen wir immer die enge 
Abstimmung mit den Räten der jeweiligen Behörden. In ande-
ren Fällen, geht es um Fragen, die alle Staatsanwaltschaften 
gleichermaßen beschäftigen. So ist die Tätigkeit des Bezirks-
staatsanwaltsrates gegenwärtig stark durch die Einführung 
der elektronischen Akte geprägt. Mit den diesbezüglichen 
Fragen hatte sich der Verfasser zuletzt gemeinsam mit Pe-
ter Brändle vom Bezirksrichterrat der Sozialgerichtsbarkeit in 
der Ausgabe 2/2024 vertieft auseinandergesetzt. Daher sollen 
vorliegend andere Themen im Zentrum dieses Berichts ste-
hen.

Der Bezirksstaatsanwaltsrat ist zudem die Stufenver-
tretung, welche eingeschaltet wird, wenn sich auf der Ebe-
ne einer einzelnen Staatsanwaltschaft in Mitwirkungsangele-
genheiten eine Einigung zwischen Behördenleitung und örtli-
chem Staatsanwaltsrat nicht erzielen lässt. Dies gilt allerdings 
nur dann, wenn das hessische Personalvertretungsrecht den 
Gremien Mitbestimmungsrechte einräumt. Solche sind hierzu-
lande nur in sehr geringem Umfang gegeben.

Schließlich obliegt dem Bezirksstaatsanwaltsrat auch die 
Funktion des Präsidialrats, § 78a Abs. 2 S. 2 HRiG. Der Rat 
ist daher bei jeder Beförderung im staatsanwaltlichen Bereich 
beteiligt.

1. Überlastung und Stellenaufbau

Die Arbeitsbelastung im staatsanwaltlichen Bereich ist ei-
nes der beherrschenden Themen, mit dem sich der Rat be-
ständig beschäftigt. Hatte die Corona-Pandemie mit den er-
heblichen Einschränkungen des öffentlichen Lebens die Kri-
minalität in manchen Deliktsfeldern zurückgehen und in 
anderen Bereichen neue Phänomene aufkommen lassen, 
so ist seit dem Ende der einschränkenden Maßnahmen ein 
allgemeiner Anstieg der Fallzahlen zu verzeichnen. Neben 
dem bekannten Kriminalitätsgeschehen in der analogen Welt 
sind Delikte, die ortsungebunden im digitalen Raum began-

gen werden, nunmehr Alltag. Die mittels Pebb§y gemessenen 
Belastungen sind erheblich gestiegen und werden durch den 
parallel erfolgten Personalaufbau nicht kompensiert. Zudem 
erfasst Pebb§y aus Sicht des Bezirksstaatsanwaltsrates die 
tatsächliche Arbeitsbelastung in vielen Bereichen nicht zutref-
fend. Sowohl eine Anpassung der hinterlegten Zeitaufwände 
als auch eine Schärfung der Produkte sind unbedingt erfor-
derlich. Nur so ließe sich ein zutreffendes Bild der Belastungs-
situation gewinnen. 

Aber auch anhand der vorliegenden Pebb§y-Zahlen ist 
eine Überlastung der hessischen Staatsanwaltschaften un-
bestritten. Wir nehmen die Regierung beim Wort und verwei-
sen auf das im Koalitionsvertrag hinterlegte Versprechen, die 
Justiz entsprechend der ausgewiesenen Belastung auszu-
statten:

„Unser Bestreben liegt darin, einen Deckungsgrad von 
100 % gemäß dem Personalbesterechnungssystem „Pebb§y“ 
für Gerichte und Staatsanwaltschaften zu erreichen.“

Wir erkennen die Stellenmehrungen der letzten Jahre 
ebenso an, wie die Knappheit öffentlicher Mittel bei rückläufi-
gen Einnahmen. Die fehlende Effektivität der Strafverfolgung 
aufgrund des fortbestehenden Personalmangels gebietet 
aber weiterhin eine Priorisierung zugunsten der landgerichtli-
chen Staatsanwaltschaften und das in allen Bereichen. Immer 
wieder schildern uns Kolleginnen und Kollegen Situationen, in 
denen sie bei überlaufendem Dezernat am Schreibtisch sit-
zen und Verfahren nicht fördern könnten, wenn sie nicht zu-
gleich die Sekretariatsarbeit übernähmen. Die Überlastungs-
situation betrifft eben nicht nur den Bereich der Staatsanwäl-
tinnen und Staatsanwälte, sondern die gesamten Behörden 
und nahezu alle Berufsgruppen. Der Bezirksstaatsanwaltsrat 
fordert daher in Einklang mit dem Bezirkspersonalrat bestän-
dig, neben dem Aufbau von R-Stellen, auch die Sekretariate 
personell hinreichend auszustatten. 

In Zeiten allgemeinen Fachkräftemangels und des demo-
graphischen Wandels werden über längere Frist allein mit ei-
nem Personalaufbau die Probleme allerdings nicht zu lösen 
sein. Es bedarf daher auch einer grundsätzlichen Neube-
trachtung der Arbeitsweisen und Arbeitsmittel. Die Arbeitsver-
teilung und Organisation sollte vom gesetzlichen Tätigkeits-
auftrag her neu gedacht werden. Danach müssen auch die 
Tätigkeiten der Behördenleitungen wie der Generalstaats-
anwaltschaft und des Justizministeriums danach ausgerich-
tet werden, die Dezernentinnen und Dezernenten der landge-
richtlichen Staatsanwaltschaften bei einer möglichst effektiven 
Strafverfolgung zu unterstützen. Der Bezirksstaatsanwaltsrat 
spricht sich daher seit Jahren gegen den Stellenaufbau bei 
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der Generalstaatsanwaltschaft und zugunsten der landge-
richtlichen Staatsanwaltschaften aus.

 2. Personalentwicklung und Stellenhebungen

Mit einer Stellenmehrung ist es aber nicht getan. Den 
Kolleginnen und Kollegen sollten im staatsanwaltlichen Be-
reich in gleichem Maße wie in den Gerichtsbarkeiten die Mög-
lichkeit zur beruflichen Entwicklung und ggf. Spezialisierung 
geboten werden. Dies erfordert ein angemessenes Verhält-
nis von R1-Stellen zu Beförderungsstellen. Daher hat der Be-
zirksstaatsanwaltsrat in seinen Stellungnahmen zu den Be-
darfsanmeldungen zur Haushaltsaufstellung auch Stellenhe-
bungen gefordert.

Beförderungsstellen sollten hierbei auch bei den landge-
richtlichen Staatsanwaltschaften geschaffen werden. Leider 
begegnet diese Forderung immer wieder dem Einwand, dass 
man bei diesen Einheiten mehr Fallbearbeiter/-innen als Füh-
rungskräfte benötige. Die hiermit zum Ausdruck gebrachte 
Sorge wird vom Bezirksstaatsanwaltsrat nicht in gleicher Wei-
se geteilt. Mit der Mehrung von Führungsstellen geht auch ei-
ne Aufteilung von Verwaltungsaufgaben einher, so dass auch 
bei Abteilungsleitungen eine Entlastung eintritt, die Kapazitä-
ten für die originäre staatsanwaltliche Arbeit schafft. Das Be-
amtenrecht geht vom Grundsatz der Bestenauslese aus. Es 
wäre widersinnig, die Kolleginnen und Kollegen, welche sich 
in der Strafverfolgung und Verfahrensbearbeitung besonders 
ausgezeichnet und bewährt haben, zu befördern, um sie zu-
gleich von dieser Tätigkeit freizustellen. Vielmehr muss mit 
der Beförderung eine Befassung mit herausragenden Ver-
fahren und eine Multiplikatorenfunktion hinsichtlich der Ar-
beitstechnik verbunden sein. Während letzteres häufig über 
die Funktion der Abteilungsleitung und der Gegenzeichnung 
gewährleistet ist, wird ersteres in der Praxis häufig durch ei-
ne weitgehende Freistellung von der Dezernatsarbeit konter-
kariert. Dies erscheint, wie der Blick in andere Bundesländer 
zeigt, nicht zwingend. Ein qualifikationsgerechter Einsatz von 
Führungskräften setzt aber funktionsfähige Strukturen in an-
deren Bereichen, insbesondere in den Geschäfts- und Sekre-
tariatsleitungen, voraus. 

3. Stellenverteilung und Binnengerechtigkeit

Mit der Schaffung neuer Stellen oder der Hebung vor-
handener Stellen auf Beförderungsstellen endet meist das 
Einvernehmen im Geschäftsbereich. Irritierend wirkte da die 
jüngste Erklärung des Hessischen Justizministers Heinze im 
Landtag bei der zweiten Lesung des Einzelplans des Justiz-
ressorts am 27. Februar. Hier begründete er nicht nur die An-
meldung von 50 neuen Stellen für den staatsanwaltlichen Be-
reich, sondern machte zugleich Angaben zu deren konkreter 
Verteilung: 

„Die Staatsanwaltschaft Frankfurt erhält 15 zusätzliche 
Stellen, die Staatsanwaltschaft Darmstadt zehn Stellen. Sie-
ben Stellen erhält die Staatsanwaltschaft Kassel. Die Staats-
anwaltschaft Gießen erhält sechs zusätzliche und an die 

Staatsanwaltschaft Wiesbaden sollen vier Stellen gehen. Die 
Staatsanwaltschaften Fulda, Hanau, Limburg und Marburg 
sollen jeweils zwei zusätzliche Stellen erhalten.“

Erläuternd ergänzte er: 

„Wir orientieren uns bei der Verteilung an der Belastungs-
situation vor Ort. Wir verstärken also die Staatsanwaltschaften 
in Hessen zielgerichtet.“

Wer die jüngsten Belastungszahlen für das Jahr 2024 
kennt, reibt sich ob dieser Aussage verwundert die Augen. 
Die Verteilung erfolgte eben nicht aufgrund einer objektiven 
Bewertung durch das Ministerium. Dabei werden statistische 
Belastungswerte offensichtlich negiert. Seit Dezember wur-
den bei der Generalstaatsanwaltschaft Überlegungen ange-
stellt, wie die erwarteten neuen Stellen verteilt werden sollten. 
Bereits in dieser Phase wurde durch den Bezirksstaatsan-
waltsrat gefordert, die Kriterien offen zu lagen. Insbesonde-
re wurde aber hinterfragt, weshalb die Generalstaatsanwalt-
schaft in dem ersten Vorschlag noch mehrere R2-Stellen 
für sich selbst beanspruchte. Letztlich wurde – aus welchen 
Gründen auch immer – in diesem Punkt der Verteilungsvor-
schlag nochmals abgeändert. So sind alle R2-Stellen nun-
mehr bei den landgerichtlichen Staatsanwaltschaften vorge-
sehen, was diesseits begrüßt wird, um die Personalentwick-
lung auch außerhalb Frankfurts zu fördern.

Weshalb aber Belastungsspitzen in Behörden wie der 
Staatsanwaltschaft Limburg trotz entsprechender Hinweise 
aus dem Rat letztlich bei der Stellenverteilung nicht berück-
sichtigt wurden, bleibt unbeantwortet. Die Pressemitteilung 
des Ministeriums jedenfalls kann keine Erklärung bieten.

4. Bereitschaftsdienst und Freizeitausgleich

Die Einführung der Verordnung über den pauschalen fi-
nanziellen Ausgleich bei Richterinnen und Richter sowie 
Staatsanwältinnen und Staatsanwälten hatte bereits bei ih-
rer Veröffentlichung 2023 erhebliche Unruhe verursacht, weil 
sie für einige Staatsanwaltschaften scheinbar Verschlechte-
rungen im Vergleich zu den Regelungen mit sich brachte, die 
man auf Behördenebene in Form von Dienstvereinbarungen 
ausgehandelt hatte. Diese Gefahr konnte erst durch die im 
November 2023 vom Ministerium nachgeschobenen Durch-
führungshinweise ausgeräumt werden. Gleichwohl bereitet 
die Verordnung viel Verdruss, insbesondere die Ungleichbe-
handlung zwischen den verschiedenen Bereichen der Justiz 
erscheint nicht gerechtfertigt. Während der gerichtliche Be-
reitschaftsdienst regelmäßig um 21.00 Uhr endet und man 
sich sodann entspannt zur Nachtruhe betten kann, die ge-
wiss nicht vor 6.00 Uhr am nächsten Morgen gestört wird, ver-
bringen die Kolleginnen und Kollegen eine Nacht im staats-
anwaltlichen Bereitschaftsdienst nicht selten fast schlaflos. 
Dafür soll es dann Freizeitausgleich geben. Das mutet nicht 
selten wie ein Witz an. Die Landesstatistik weist für die land-
gerichtlichen Staatsanwaltschaften regelmäßig ein Belas-
tungsquote von 140 Prozent aus. Die Arbeit, welche faktisch 
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auf Dezernentinnen und Dezernenten aus dem Bereich der 
Sekretariate übertragen ist, die selbst unterbesetzt und durch 
zum Teil hohe Krankenstände erheblich belastet sind, ist hier 
noch nicht eingerechnet. Jeder Tag, den man mit sogenann-
tem Freizeitausgleich nicht im Dienst ist, holt einen sofort wie-
der ein, denn eine Vertretung ist meist nicht möglich und häu-
fig auch ausdrücklich nicht vorgesehen. Die Kolleginnen und 
Kollegen gewinnen damit allenfalls etwas zeitliche Flexibili-
tät, aber faktisch keinen Freizeitausgleich für den Aufwand im 
Bereitschaftsdienst. Demgegenüber wird bei den deutlich ge-
ringer belasteten Gerichten die Tätigkeit zumindest mit einer 
kleinen Zulage finanziell honoriert und an einzelnen Gerich-
ten auch in der Geschäftsverteilung im Dezernatszuschnitt 
berücksichtigt. Dies führt zu Unmut. Selbst Kolleginnen, die 
akribisch nachweisen, dass ein Freizeitausgleich faktisch 
nicht erfolgen konnte, wird eine Zahlung unter Hinweis darauf 
verwehrt, dass nicht alle Möglichkeiten ausgeschöpft seien. 
Eine kulantere Handlung wäre aus Sicht des Bezirksstaatsan-
waltsrates möglich, wird aber von der Generalstaatsanwalt-
schaft nicht unterstützt und vom Ministerium unter Hinweis 
auf beamtenrechtliche Vorschriften verneint.

5. Die unvermeidliche Einführung der eAkte

Der Bezirksstaatsanwaltsrat begleitete die seit März 
2022 bei der Staatsanwaltschaft Darmstadt laufende Pilotie-
rung kritisch. Es handelt sich um ein Projekt der verpassten 
Chancen. Die Pilotierung endete am 30.04.2025 mit einem 
nur unvollständigen Erkenntnisgewinn. Insbesondere sind 
wesentliche Kommunikationsschritte und Bearbeitungsschrit-
te aus Sicht des Bezirksstaatsanwaltsrates nicht hinreichend 
erprobt worden. Eine vollständige Übermittlung elektronischer 

Ermittlungsvorgänge der hessischen Polizei an die Staatsan-
waltschaft erfolgte nur in wenigen Tagen vor Abschluss der 
Pilotierung. Eine Aktenaustausch mit der Bundespolizei, dem 
Zoll und den Finanzbehörden konnte im Rahmen der Pilotie-
rung gar nicht stattfinden. Gleichwohl ist die Umstellung auf 
die elektronische Aktenführung zum 01.01.2026 durch Bun-
desgesetz zwingend vorgegeben. Die vom Hessischen Minis-
terium der Justiz und für den Rechtsstaat mit der IT-Stelle er-
stellte Rollout-Planung sieht vor, dass die größte Einheit – die 
Staatsanwaltschaft Frankfurt – erst im November die elektro-
nische Akte erhalten soll.; die externen Häuser des Jugend-
rechts und die Amtsanwaltschaft Frankfurt gar erst im Novem-
ber. Das Risiko, dass hier unvorhergesehene Komplikationen 
auftreten und Fehlerlagen entstehen, die eine Arbeit mit der 
elektronischen Akte wenigstens vorübergehend verhindern, 
erachten wir als hoch. Daher hat sich der Bezirksstaatsan-
waltsrat zuletzt dafür eingesetzt, den Terminplan – trotz aller 
Unzulänglichkeiten des Produkts – vorzuziehen, um bis zum 
gesetzlichen Einführungstermin noch etwas Puffer zu schaf-
fen. Hierzu sehen sich das Ministerium und die IT-Stelle nicht 
in der Lage und verweisen insbesondere auf die erforderliche 
Koordination mit den Polizeipräsidien.

Mit großer Sorge verfolgt der Bezirksstaatsanwaltsrat zu-
dem die zusätzlichen Belastungen und Einschränkungen für 
die Kolleginnen und Kollegen im Zuge des Rollouts der eAk-
te. Wir treten daher entschieden jedem Ansinnen entgegen, 
weitere Aufgaben von den Sekretariaten auf die Staatsanwäl-
tinnen und Staatsanwälte zu verlagern, für den Zeitraum des 
Rollouts Urlaubssperren auszusprechen oder die Schulung 
und Anwenderbetreuer auf Kolleginnen und Kollegen zu ver-
lagern. *

	�Betrifft JUSTIZ ist eine verbandsunabhängige Zeitschrift von und  
für Richterinnen und Richter, Staatsanwältinnen und Staatsanwälte

	�... ist 1985 aus dem Richterratschlag hervorgegangen

	�... ist ein Diskussionsforum für alle in der Justiz tätigen Juristinnen und Juristen,  
die das Bedürfnis nach einer wachen und kritischen Ausübung ihres Berufes haben

	�... informiert über Justizpolitik, Justiz in aller Welt und den Blick auf die Justiz aus  
anderen Disziplinen.

Höchste Zeit ...
für Betrifft JUSTIZ! 

www.betrifftjustiz.de
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Stellungnahme zum Entwurf einer 
Hessischen Verordnung zur dienstlichen 
Beurteilung der Richterinnen und Richter, 
Staatsanwältinnen und Staatsanwälte
Vom 2.5.2025

Die Neue Richter:innenvereinigung – Landesverband 
Hessen – dankt für die Möglichkeit der Stellungnahme zu den 
neu formulierten Beurteilungsrichtlinien, nunmehr in Form ei-
ner Rechtsverordnung. Der Verordnungsgeber kommt da-
mit nach bald vier Jahren der Forderung des Bundesverwal-
tungsgerichts von 2021 nach, die wesentlichen Beurteilungs-
gesichtspunkte in einer Rechtsverordnung zu regeln. Der 
bisherige Runderlass war hierfür keine ausreichende Rechts-
grundlage.

Ganz grundsätzlich kritisiert die Neue Richtervereini-
gung, dass es auch mit den vorgeschlagenen Änderungen 
vor allem in der Hand der Exekutiven liegt, die ihr geneh-
men Personen in die entsprechenden Beförderungspositio-
nen (insbesondere den Gerichts- und Behördenleitungen) zu 
bringen. Informelle Absprachen (auch bevor Ausschreibun-
gen zu Beförderungsämtern veröffentlicht werden) sind jetzt 
schon gelebte „Verwaltungspraxis“ (vgl. hierzu: VG Karlsruhe 
(2. Kammer), Urteil vom 29.10.2015 – 2 K 3639/14, BeckRS 
2015, 55697 [Rn. 23], beck-online).

Eine objektive Bestenauswahl – sollte eine solche wirk-
lich gewünscht sein – bleibt damit weiterhin ein Mythos und 
eine institutionell unabhängige Justiz sieht anders aus. An-
dere europäische Länder haben hier aus der Vergangenheit 
mehr gelernt, und Deutschland könnte heute aufgrund der zu 
starken Verschränkung der Exekutive zur Judikative mangels 
ausreichender Rechtsstaatlichkeit kein Mitgliedsstaat der Eu-
ropäischen Union mehr werden (vgl. Addicks in: Betrifft JUS-
TIZ 159 (2024), S. 359; vgl. auch die „Stolpersteine auf dem 
Weg zur Unabhängigkeit“, herausgegeben vom Bundesvor-
stand der Neuen Richtervereinigung e.V.).

Besonders bedenklich ist aber, dass damit die Exekutive 
einen massiven politischen Einfluss auf die hessische Justiz 
ausüben kann. Es ist leider auch in Hessen nicht mehr unre-
alistisch, dass Parteigänger aus dem äußerst rechten politi-
schen Rand über ministerielle Verantwortung Einfluss auf Be-
setzungsämter der Justiz ausüben könnten. Dies wird durch 
den vorliegenden Vorschlag nicht verändert, sondern leider 
verstetigt.

 Sollte sich der Verordnungsgeber dennoch für den vor-
geschlagenen Weg entscheiden, so werden folgende Än- 

derungsvorschläge zum Verordnungs-Entwurf (im Folgen-
den: VO-Entw.) unterbreitet:

Zu § 3 des VO-Entw.:

Grundsätzlich wird begrüßt, dass in Hessen – weiterhin 
– grundsätzlich keine Regelbeurteilungen mehr nach Ablauf 
von drei Jahren nach der Lebenszeiternennung stattfinden 
sollen. Wenn nun aber sowohl in § 3 Abs. 1 Nr. 5 des VO-
Entw. als auch in § 4 Abs. 1 Nr. 7 des VO-Entwurfs vorausset-
zungslos und jederzeit auf „Anforderung der obersten Dienst-
behörde“ doch wieder Beurteilungen möglich sein sollen, so 
wird dies durch die Hintertür wieder ins Gegenteil verkehrt.

Besonders unverständlich ist die Regelung in § 3 Abs. 
1 Nr. 5 des VO-Entw., wonach Regelbeurteilungen auch auf 
Anforderung der obersten Dienstbehörde (d.h. des HMdJ) er-
folgen können. Es ist doch aber gerade Wesen einer Regel-
beurteilung, dass es hierfür keines Anlasses oder Anforde-
rung bedarf. Oder möchte die Verordnungsgeberin hier re-
gelhaft ihr nicht genehme Richter:innen überprüfen lassen?

 
Zu § 4 des VO-Entw.:

Nach § 4 Abs. 1 Nr. 2 VO-Entw. soll vor einem vollstän-
digen mindestens sechsmonatigen Wechsel der Dienststelle 
eine Beurteilung stattfinden. Dies betrifft v.a. die Erprobungs-
abordnungen im Sinne von Anlage 1 - Abschnitt 2 des VO-
Entw.. Hinzu kommt dann eine erneute Beurteilung zum En-
de einer Abordnung. Die Beurteilung vor der Abordnung ist 
aber meist gar nicht praktikabel, da Abordnungsentscheidun-
gen in der Praxis sehr schnell getroffen werden müssen und 
dann z.B. gar keine Zeit mehr für Besuche der Beurteilenden 
in Verhandlungen möglich ist. Darüber hinaus führt die Vor-
abbeurteilung auch zu keinem Erkenntnisgewinn, sondern 
bloß zu einem erheblichen Verwaltungsaufwand. Die Mög-
lichkeit, eine Abordnung wahrzunehmen, ist nach anderen 
Kriterien zu bemessen als nach einer Vorbeurteilung. Was 
passiert, wenn die Beurteilung vor der Abordnung zu keinem 
„guten“ Ergebnis führt? Wird die Abordnung dann vom Beur-
teilenden „versagt“?
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In § 4 Abs. 1 Nr. 4b) und Nr. 5 VO-Entw. soll eine antrags-
unabhängige Anlassbeurteilung drei Jahre nach einer über 12 
Monate langen Abwesenheit vom richterlichen oder staatsan-
waltlichen Dienst stattfinden. Der Sinn erschließt sich nicht. Es 
gibt doch keine Vermutung dafür, dass ein:e Staatsanwält:in 
oder ein:e Richter:in z.B. nach einer längeren Elternzeit nicht 
mehr „geeignet“ wäre. Was wäre denn die Folge, wenn die Be-
urteilung zu einem nicht so positiven Ergebnis führen würde?

Ebenso nicht nachvollziehbar ist die antragsunabhängige 
(!) Pflicht zur Beurteilung vor Antritt einer länger als 12 Mona-
te dauernden sonstigen Beurlaubung oder Freistellung in § 4 
Abs. 1 Nr. 5 VO-Entw.. Auch hier erschließt sich der Sinn nicht: 
Muss sich ein:e Staatsanwält:in oder ein:e Richter:in erst die 
Beurlaubung „verdienen“? Der von der Exekutiven intendier-
te Erkenntnisgewinn liegt in diesen Fällen wohl ausschließlich 
darin, dass die oder der zu Beurteilende dann nach § 7 Abs. 3 
HRiG in einem anderen Richteramt desselben Gerichtszwei-
ges verwendet werden könnte. So könnten Richter:innen „kalt-
gestellt“ werden, wie z.B. in jüngerer Geschichte in Polen ganz 
bewusst durch die Exekutive geschehen.

Die in § 4 Abs. 1 Nr. 7 VO-Entw. vorgesehene Möglichkeit, 
 ohne Angabe eines weiteren Grundes allein aufgrund des Wil-
lens der obersten Dienstbehörde eine Anlassbeurteilung zu 
veranlassen, stellt einen massiven Eingriff der Exekutive in die 
Judikative dar (siehe schon oben zu den Regelbeurteilungen). 
So kann nach eigenem Gutdünken einer:s Vertreter:in des 
HMdJ jederzeit und ohne weitere Voraussetzungen eine Kon-
trolle und v.a. Bewertung der richterlichen Tätigkeit stattfinden 
(vgl. hierzu schon oben zu § 3 des VO-Entw.). Wenn dies dann 
noch dadurch flankiert wird, anlasslos Einsichtnahme in Ver-
fahrensakten zu nehmen (vgl. § 8 Abs. 2 Nr. 1 VO-Entw.) oder 
individuelle Bestands- und Erledigungszahlen einzuholen (vgl. 
§ 8 Abs. 2 Nr. 3 VO-Entw.), wäre dies nichts anderes als eine 
Innenrevision der individuellen staatsanwaltschaftlichen und 
richterlichen Tätigkeit durch die Exekutive. Der Verordnungs-
geber verkennt offensichtlich, dass es in Disziplinarsachen 
nach § 60 HRiG ja weiterhin bei der Möglichkeit bleibt, indivi-
duelles Fehlverhalten zu prüfen und ggf. zu ahnden. Dort ist 
das Verfahren nach §§ 23ff HessDisziplinarG jedoch weitaus 
transparenter gestaltet als die im hiesigen Entwurf gemach-
ten Vorgaben für die Beurteilungen. Die anlasslose Beurtei-
lung muss als größtes Einfallstor für eine exekutive Kontrolle 
der Judikative daher komplett gestrichen werden.

 
Zu § 5 des VO-Entw.:

Bei der Bezugnahme auf frühere Beurteilungen in § 5 
Abs. 2 Satz 1 VO-Entw. sollte der Zeitraum des Zurückliegens 
der letzten Beurteilung bei einer Anlassbeurteilung auf drei 
Jahre verlängert werden. Was eine „Eignungsaussage“ sein 
soll, ist weder definiert noch ist klar, wer diese Eignungsaussa-
ge trifft (die Bezugnahme auf § 6 VO-Entw. fehlt hier).

 
Zu § 6 des VO-Entw.:

Es darf gehofft werden, dass bei vollständigen Abordnun-
gen die Beurteilungsbefugnis nach § 6 Abs. 1 Satz 2 VO-Entw. 

nicht nur auf „Behörden“ übergeht, sondern auch auf „Gerich-
te“. Dieser Passus zeigt deutlich das antiquierte Beamtenver-
ständnis des Verordnungsgebers bei der Beurteilung von Per-
sonen in der unabhängigen Justiz (i.Ü. auch in § 4 Abs. 1 Nr. 
2 VO-Entw., wo auch nur von einer „Beschäftigungsbehörde“ 
und nicht von einem „Gericht“ die Rede ist).  

 
Zu § 7 des VO-Entw.:

Die Überbeurteilungen sollten nur auf Antrag der zu be-
urteilenden Person möglich sein, und dann im Sinne eines 
wirklichen Vier-Augen-Prinzips durch eine dritte Stelle statt-
finden (z.B. durch eine andere Gerichtsleitung im gleichen 
Gerichtszweig oder durch eine andere Staatsanwaltschaft). 
Ansonsten geht § 7 VO-Entw. häufig tatsächlich ins Leere, da 
bei Facherprobungen zum OLG/VGH/Generalstaatsanwalt-
schaft/etc. denklogisch keine Überbeurteilung möglich wäre 
(die Überbeurteilung müsste dann ja durch die/den Erstbe-
urteiler:in selbst vorgenommen werden). Auch ist nicht ge-
regelt, welche/r Dienstherr:in für etwaige Überbeurteilungen 
bei Verwaltungserprobungen zuständig wäre. In den meisten 
Fälle wäre das Ergebnis einer Überbeurteilung – sollte § 7 
des VO-Entw. in Kraft treten – von vorneherein absehbar, da 
die/der Präsident:in des OLG/VGH/Generalstaatsanwält:in/
etc. sich wohl nur sehr selten gegen ein Plazet der Verwal-
tungsbehörde stellen würde. Schließlich ist auch völlig un-
klar, wie der/die Präsident:in /Generalstaatsanwält:in von der 
Erstbeurteilung erfahren würde. Denn eine proaktive Über-
sendungsmöglichkeit einer Erstbeurteilung an das nächst-
höhere Gericht oder an die Generalstaatsanwaltschaft sieht 
der Verordnungsentwurf nicht vor. § 14 Abs. 1 des VO-Entw. 
lässt nur die Übersendung an die „oberste Dienstbehörde“ – 
also das HMdJ – zu.

 
Zu § 8 des VO-Entw.:

Die Einsichtnahme in „festgestellte Eingangs- und Erledi-
gungszahlen“ (vgl. § 8 Abs. 2 Nr. 3 VO-Entw.) sollte nicht er-
laubt sein bzw. keine Grundlage für die Beurteilung der Leis-
tungsfähigkeit darstellen. Zwar nennt das Basisprofil als ers-
te Grundanforderung die „Leistungsfähigkeit und -bereitschaft, 
insbesondere Arbeitsmenge…“. Aber zum einen ist dies nur ei-
ne von sehr vielen anderen Anforderungen, zweitens ist dies je 
nach Tätigkeitsfeld auch nicht vergleichbar mit anderen „Leis-
tungen“ in anderen Rechtsgebieten und drittens sollte es ganz 
prinzipiell kein Kriterium für die Arbeitsgüte sein, ob und in wel-
chem Maßstab Verfahren schnell erledigt werden.

 
Erst bei grobem Überschreiten des durchschnittlichen Ar-

beitspensums darf die Dienstaufsicht eingreifen, dann aber 
nicht mittels einer Beurteilung, sondern mittels einer Maßnah-
me nach § 26 Abs. 2 DRiG (vgl. ausführlich: DienstG beim LG 
Karlsruhe, Urteil v. 04.12.2012 - RDG 7/12; DienstGH beim 
OLG Stuttgart, Urteil v. 17.04.21015 - DGH 3/13; BGH (Dienst-
gericht des Bundes), Urteil v. 07.09.2017 - RiZ (R) 3/15).

Die allgemeinen Bestands- und Erledigungszahlen der 
Justiz werden wiederum jährlich veröffentlicht und sollten für 
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eine ausreichende Ausstattung der Justiz eine Rolle spielen. 
Dass die Exekutive und die Legislative hier seit Jahren nicht 
ausreichend tätig werden, steht auf einem anderen Blatt. Die 
Verantwortung hierfür darf aber nicht über den Umweg der in-
dividuellen Gängelung der Richterschaft über Beurteilungen 
erfolgen.

Zu § 9 des VO-Entw.:

In der Praxis spielen vorbereitende Stellungnahmen bei 
der Beurteilung eine große Rolle und stellen in größeren Ge-
richten und Direktorialamtsgerichten häufig die einzige Grund-
lage für die dienstlichen Beurteilungen dar. Tatsächlich werden 
die vorbereitenden Stellungnahmen in aller Regel Eins zu Eins 
für die dienstliche Beurteillungen verwendet mit dem einzigen 
Unterschied, dass der oder die unmittelbare Dienstvorgesetz-
te die Beurteilung dann in eine „Punkteskala“ eingibt und un-
terschreibt. Problematisch ist dabei, dass die vorbereitenden 
Stellungnahmen aber vor der Eröffnung der Beurteilung gera-
de nicht eingesehen werden können oder der zu beurteilenden 
Person bekannt gemacht werden, oder diese hierzu auch nur 
angehört wird. Die Kolleg:innen erfahren nach dem VO-Entw. 
erst mit der Bekanntmachung zwei Tage vor der Eröffnung 
der Beurteilung (nun § 12 VO-Entw.) mittelbar von den Dar-
legungen in vorbereitenden Stellungnahmen und können sich 
zu diesem Zeitpunkt gegenüber dem „Dritten“ im Sinne von 
§ 9 VO-Entw. nicht mehr ausreichend mit Gegenvorstelllun-
gen oder Ergänzungen äußern. Dabei hilft auch nicht die An-
hörungsmöglichkeit in § 10 VO-Entw. weiter, da dann die vor-
bereitende Stellungnahme schon erstellt worden ist und es al-
lein in der Entscheidungsmacht der beurteilenden Person liegt, 
ob und welche Inhalte aus den vorbereitenden Stellungnahme 
Eingang in die Beurteilung finden (vgl. § 16 VO-Entw.). Auch 
die Möglichkeit, im Nachhinein in die vorbereitenden Stellung-
nahmen und Beurteilungsbeiträge Einsicht zu nehmen (vgl. § 
14 Abs. 3 VO-Entw.) genügt nicht, da man zu diesem Zeitpunkt 
keine Einwände oder Missverständnisse mehr aufklären kann.

Es ist daher zwingend erforderlich, dass auch die Beurtei-
lungsbeiträge und die vorbereitenden Stellungnahmen den zu 
beurteilenden Personen vor der Eröffnung der Beurteilung zur 
Verfügung gestellt werden und sie hierzu in Anwesenheit des 
„Dritten“ angehört werden.

 
Zu § 10 des VO-Entw.:

Die Möglichkeit der Äußerung „zu Gesichtspunkten“, „die 
die dienstliche Beurteilung beeinflussen können“ (Anhörung) 
ist viel zu unbestimmt. Auch die Ausgestaltung als „Soll“-Vor-
schrift ist unverständlich, da die Anhörung so allein nach der 
Entscheidung der/des Dienstvorgesetzten ganz unterblei-
ben kann. Auch im Übrigen liegt es nach dem VO-Entw. allein 
im Gutdünken der/des Dienstvorgesetzten, welche Gesichts-
punkte die dienstliche Beurteilung beeinflussen (können). Die 
zu beurteilende Person erhält nach dem VO-Entw. dann erst 
zwei Tage vor der Eröffnung Kenntnis vom Ergebnis.

Viel entscheidender wäre es, eine Pflicht zur Dokumen-
tation des Inhalts der Anhörungen nach § 10 VO-Entw. und 

eine Möglichkeit der Beteiligung von Richterräten vorzusehen. 
Das aktuell pressewirksame Verfahren betreffend die Beset-
zung des Präsidentenpostens des OVG Münster zeigt augen-
scheinlich die Bedeutung der Dokumentation von Anhörungen 
vor der Erstellung von Beurteilungen. Ansonsten werden auch 
in Hessen weiterhin Beurteilungen im Hinterzimmer stattfin-
den. Aus diesem Grund wäre auch eine Anwesenheit eines 
Richterrats-Mitglieds während dieser Anhörungen wünschens-
wert, falls die/der zu Beurteilende dies wünscht.

 
Zu § 12 des VO-Entw.:

Die Zurverfügungstellung des Entwurfs der dienstlichen 
Beurteilung vor der Eröffnung ist mit zwei Tagen viel zu kurz 
bemessen; mindestens eine Woche erscheint zweckdienlich. 
Andere Bundesländer sehen hier viel längere Zeiträume vor 
(z.B. Baden-Württemberg mit bis zu zwei Wochen). Nur die-
se Zeiträume ermöglichen eine ausreichende Auseinanderset-
zung mit den Ergebnissen der Beurteilung.

 
Zu § 13 des VO-Entw.:

Um der Gefahr von „Hinterzimmer-Gesprächen“ entge-
genzuwirken, fehlt die Beteiligung von Richterräten bei der Er-
öffnung und Besprechung der dienstlichen Beurteilung (siehe 
hierzu schon oben).

 
Zur Anlage 1, Abschnitt 2 des VO-Entw.

Es ist zu kritisieren, dass Hessen nach wie vor den Weg 
einschlägt, als Grundanforderung für die Besetzung einer 
Stelle in einer Gerichts- oder Behördenleitung (ab R2-Besol-
dung) eine Verwaltungsabordnung und – falls dies nicht er-
folgte – neben einer Fachabordnung darüber hinaus noch eine 
„kleine Verwaltungsabordnung“ zu fordern. Wollen Kolleg:in-
nen diesen Weg gehen, führt dies schon jetzt zu einer zahlen-
mäßig hohen Anzahl von Personen in der R-Besoldung in die 
(meist) ministeriale Exekutive, in das JPA und in die IT-Stelle 
der hessischen Justiz (welche nun auch noch als Regel-Ver-
waltungsabordnung im VO-Entw. vorgesehen ist). Tatsächlich 
dient dieses starre System nicht zu wertschätzenden Beurtei-
lungen, sondern allein der Behebung des Personalmangels in 
den Verwaltungsbehörden und im HMdJ. Die hessische Judi-
kative muss dies seit Jahren mit Sonder- und Dauervertretun-
gen auffangen, da die Planstellen an den Gerichten nach wie 
vor bei den abordnenden Gerichten oder abordnenden Staats-
anwaltschaften gebunden sind. Auch führt dies zu einer Ver-
zerrung der Pebb§y-Zahlen, da je nach Zeitpunkt der „Verset-
zung zur Abordnung“ die Kolleg:innen weiter dem Gericht / der 
Staatsanwaltschaft als angehörig angesehen und berücksich-
tigt werden.

Zwar können Personen eine Verwaltungserprobung durch 
die Tätigkeit als Präsidialrichter:innen vermeiden. Diese Mög-
lichkeit haben aber nur wenige, da zum einen nur einige Prä-
sidialrichter:innen-Stellen mit einem Verwaltungsanteil von 
über 50% in der hessischen Justiz vorhanden sind, und zum 
anderen die Rolle als Präsidialrichter:in allein aufgrund der 
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Entscheidung des/der jeweiligen Präsident:in ergeht, welche/r 
dann in der Folge auch selbst die Beurteilung schreibt. Auch 
hier ist die Gefahr von Vorabsprachen vorherbestimmt und 
schließt viele Kolleg:innen von vorneherein aus.

In tatsächlicher Hinsicht treffen aber auch nur die wenigs-
ten Abordnungsstellen bei den Verwaltungserprobungen und 
den kleinen Verwaltungsabordnungen wirkliche Aussagen 
über die Eignung zu einer Leitungsfunktion. Denn als wesent-
lichen Unterschied zu sonstigen R2+-Stellen in der spruch-
richterlichen Tätigkeit oder als weitere:r aufsichtsführende:r 
Richter:in oder als Abteilungsleiter:innen in den Staatsanwalt-
schaften erfordern die R2+-Stellen mit Leitungsfunktion eine 
„Führungskompetenz“. Gerade eine solche erlernt oder er-
probt man aber gerade nicht durch die Einbindung in eine mi-
nisteriale Struktur mit Weisungsabhängigkeiten und erst recht 
nicht bei einer Tätigkeit in der IT-Stelle der hessischen Justiz, 
im JPA und auch nicht im BMJ. Selbst Kenntnisse im öffentli-
chen Dienstrecht (als Grundanforderungen nach 6.1, 7.1) er-
wirbt oder erprobt man nur in den allerwenigsten Positionen 
durch eine Verwaltungsabordnung.

Bei der IT-Stelle lernt man tiefergehend Organisations-
fähigkeiten, sowie „Digitale Kompetenz und Offenheit gegen-
über technologischen Innovationen“. Erstaunlicherweise sind 
das aber keine Kompetenzen, welche für die Leitungsfunkti-
on in einem Gericht oder einer Staatsanwaltschaft qualifizie-
ren, sondern sie sind Teil des Basisprofils, was von jeder/m 
(Probe-) Richter:in/Staatsanwält:in als Grundanforderung ge-
wünscht wird.

Fazit:

•	 Hessen sollte den Weg anderer Länder der Europä- 
ischen Union gehen und echte Personalsenate nach 
Österreichischem Vorbild einführen. Nur solche Gre- 
mien können halbwegs objektivierbare Beurteilungen 
für ihre Kolleg:innen abgeben.  

 •	 Selbst wenn dieser Schritt nicht gegangen wird, sollte 
Hessen wenigstens das starre System der Grundan-
forderungen mit den zwingenden Erprobungsabord-
nungen aufgeben. Die Erprobungsabordnungen könn-
ten auch einfach eines von vielen weichen und har-
ten Kriterien sein, welche in die Gesamtabwägung zur 
Endbewertung eingehen. Als conditio sine qua non für 
die Bewerbung für eine R2-Stelle mit Leitungsfunk-
tion ist dies aus den oben genannten Gründen we-
der zweckmäßig noch gerecht im Sinne einer echten 
Gleichbehandlung aller Kolleginnen und Kollegen.

 •	 Hessen sollte die viel zu starken Möglichkeiten der 
Einflussnahme der Exekutiven in die Judikative 
schmälern bzw. ganz aufheben. Der Verordnungsent-
wurf führt genau zum Gegenteil. Wir wissen nicht, wel-
che Personen welcher politischen Couleur in Zukunft 
ministeriale Verantwortung im HMdJ bekommen wer-
den.

 
Die Neue Richter*innen Vereinigung (NRV) – Landesverband 
Hessen – *

Mit Recht wird Politik gemacht. Mit Gesetzen und Urteilen 
werden gesellschaftliche Hierarchien befestigt, werden 
Menschen beherrscht. Aber Recht ist zugleich auch ein 
Mittel zur Befreiung von Herrschaft, zur Emanzipation für 
Minderheiten, die sich damit gegenüber einer Mehrheit 
behaupten. Es ist ein Instrument, mit dem sich auch für Ver-
besserungen kämpfen lässt – wenn man weiß wie. 
Die Juraprofessorin Nora Markard und der Jurist und 
Journalist Ronen Steinke zeigen anhand von Beispielen aus 
zwölf zentralen Rechtsgebieten, wie Veränderungen mit den 
Mitteln des Rechts gemeinsam erkämpft werden können – 
vom Klimaschutz über die Geschlechterverhältnisse bis hin 
zu den Menschenrechten. 

Nora Markard, Ronen Steinke 
Jura not alone
12 Ermutigungen, die Welt mit den Mitteln des Rechts 
zu verändern
282 Seiten, Campus Verlag 2024
Paperback 25,00 €, E-Book 22,99 €
ISBN 978-3-593-51850-3
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Objektivierung von Beurteilungen 
durch kumulierte Subjektivität am Beispiel 
der österreichischen Personalsenate 
Interview mit Harry Addicks zu den Möglichkeiten der Verbesserung des justitiellen Beurteilungs- 
und Beförderungssystems

Betrifft JUSTIZ: Beurteilungen gehören in allen 
Teilen des öffentlichen Dienstes und auch in der 
Justiz zur Bestenauslese dazu. Was stört dich 
an dem vorhandenen System?

Harry Addicks: Unter dem Gesichtspunkt der Verfas-
sungshygiene, der Frage nach der Gewaltenteilung und der 
richterlichen Unabhängigkeit ist es störend, dass die dienst-
lichen Beurteilungen von der falschen Staatsgewalt, nämlich 
der Exekutive, erstellt werden. Die Gerichtsleitungen schrei-
ben die Beurteilungen in ihrer Eigenschaft als weisungsab-
hängige Außenstellen des Justizministeriums vor Ort. Aber 
dieses Thema der fehlenden institutionellen Unabhängigkeit 
der Judikative und nur bruchstückhaften Gewaltenteilung ist 
ein zu weites Feld für dieses Interview. Allerdings sind die 
dienstlichen Beurteilungen eine deutliche Einbruchstelle in 
die richterliche Unabhängigkeit.

In der Praxis stört mich vor allem, dass die Bestenaus-
lese weitgehend zur Farce geworden ist. Das VG Karlsruhe 
hat die realen Zustände in einer Entscheidung vom 29. Ok-
tober 2015, 2 K 3639/14, DRiZ 2016, 74, einmal erfrischend 
deutlich karikiert: Nicht ausschließlich an sachlichen Kriterien 
orientierte Beurteilungen werden unbefangen verglichen, um 
dann die bestgeeignete Person auszuwählen und zu beför-
dern. Vielfach steht stattdessen die „ausgeguckte“ Person 
(„Wer soll’s denn werden?“) bereits lange vor der Stellenaus-
schreibung fest, bekommt deshalb die beste Beurteilung und 
wird dann befördert. Was also stört, ist die Willküranfälligkeit, 
die noch dadurch beflügelt wird, dass in der Regel eine ein-
zige Person die Weichen stellt, die in Personenidentität Be-
urteilung und Beförderungsvorschlag in der Hand hält.

Hat nicht der direkte Vorgesetzte bzw. Präsident 
oder Oberpräsident konkret den besten Einblick 
in die Fähigkeiten des Bewerbers?

In seinen Augen: sicher. Vielfach sogar in solch väterli-
cher oder mütterlicher Fürsorgebereitschaft, dass er oder sie 
ganz bestimmte Vorstellungen über die „Personalentwicklung“ 
seiner/ihrer Richterschaft hat und diese mit der Autorität eines 
Erziehungsberechtigten durchzusetzen versucht. So haben 
wir gerade in Nordrhein-Westfalen einen sehr prominenten 

Fall, in dem sogar der Justizminister persönlich dem einen 
oder anderen Bewerber, immerhin volljährigen Personen, die 
sich bei vollem Bewusstsein zur Bewerbung entschlossen ha-
ben, nahegelegt hat, die Bewerbung zurückzuziehen, weil es 
eine andere „sehr interessante“ Bewerbung gäbe (vgl. S. 330 
in diesem Heft). Also, ich bezweifle nicht, dass es viele Ge-
richtsleitungen gibt, die Beurteilungen nach bestem Wissen 
und Gewissen objektiv zu erstellen versuchen. Hoffentlich 
sind es die meisten. Aber ich vermag den Anteil derer nicht 
auszublenden, die die Beurteilung der ausersehenen Person 
bis ganz zuletzt noch offenhalten, damit man sie erforderli-
chenfalls, bei starken Konkurrenzbewerbungen, noch weiter 
hochstufen kann. Es ist auch kein faires Verfahren, nicht ge-
wollten Bewerberinnen und Bewerbern zu erklären, die Be-
werbung sei „nicht tunlich“, komme zur Unzeit, sie seien „noch 
nicht dran“, und als letzte Eskalationsstufe für den Fall der 
Aufrechterhaltung der Bewerbung notfalls sogar noch das 
„Ende der Karriere“ in Aussicht zu stellen. So hält man sich die 
Mühe eines regelgerechten Verfahrens und womöglich noch 
erfolgreiche Konkurrenten-Streitverfahren vom Hals. 

Wärest du für die Einführung einer Regel-
beurteilung?

Das ist ein ziemlich weites Feld. In dieser Hinsicht finden 
wir in den Ländern gegenwärtig alle Möglichkeiten vor. Die 
Kritik ist geteilt. Manche sehen in Regelbeurteilungen eine 
Sicherung von Kontinuität, einen Schutz gegen kometenhafte 
Aufstiege, also erstaunliche Notensprünge. Andere möchten 
die Möglichkeit der Anlassbeurteilungen genügen lassen und 
sehen überhaupt keine Notwendigkeit, Lebenszeitrichterin-
nen und -richter regelmäßig zu beurteilen, die sich gar nicht 
auf ein anderes Amt bewerben bzw. bewerben wollen. Auch 
beziehen sich die Standpunkte verschiedentlich auf die Exis-
tenz oder Nichtexistenz eines Richterwahlausschusses und 
seine jeweiligen Spielräume. Ich bin unentschieden.

Wie könnte man eine Beurteilung aus Anlass einer 
Beförderung objektivierbarer machen?

Erstens erneut: Indem man sie aus der Hand der exeku-
tiv verankerten Gerichtsleitungen in die Hand der Judikative 
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legte. Dies könnten z. B. ganz einfach die Gerichtspräsidien 
sein. Die Landesparlamente könnten das so regeln.

Zweitens: Beurteilungsgremien statt Entscheidungen 
einzelner Personen. Dienstliche Beurteilungen sind unwei-
gerlich subjektiv, immer auch von nicht sachlichen Elementen 
geprägt. Die Gefahr willkürlicher Einflüsse ist unbestreitbar. 
Aus der Organisationslehre kennen wir als Instrument prä-
ventiver Kontrolle das Vier- oder Mehraugenprinzip. Es ist 
uns beispielsweise aus dem Finanzwesen, dem Bauwesen, 
der Medizin, aus dem Vergaberecht, dem Kommunalrecht 
und aus vielen anderen Bereichen geläufig. In Österreich ist 
es in Bezug auf dienstliche Beurteilungen von Richterinnen 
und Richtern ein alter Hut. Dort findet seit Jahrzehnten in Ge-
stalt der Personalsenate ein Mehraugenprinzip statt. 

Wie setzen sich die österreichischen Personal-
senate zusammen?

Die Rechtsgrundlagen finden sich in den §§ 36 ff. des 
österreichischen Richter- und Staatsanwaltschaftsdienstge-
setzes. Im kurzen Überblick: Der Personalsenat besteht aus 
zwei Mitgliedern kraft Amtes und drei von der Richterschaft 
gewählten Mitgliedern (Wahlmitglieder), je nach Anzahl der 
richterlichen Planstellen kann sich die Zahl der Wahlmitglie-
der auf fünf erhöhen. Mitglieder kraft Amtes sind der Präsi-
dent und ein Vizepräsident des Gerichts.

In welchen Bereichen werden sie eingesetzt?
 
Die Aufgaben sind u. a. in §§ 32 und 52 des Gesetzes 

geregelt. Neben der Zuständigkeit für die Erstellung der 
dienstlichen Beurteilungen (in Österreich „Dienstbeschrei-
bungen“) kommt den Personalsenaten eine wichtige Rolle im 
Beförderungswesen zu, vergleichbar mit der eines Richter-
wahlausschusses. 

Der Personalsenat verfasst einen im Internet zu veröf-
fentlichenden Besetzungsvorschlag, dem das letztlich ent-
scheidende Justizministerium in der Regel folgt. Die richter-
liche Selbstverwaltung im Bereich der Planstellenbesetzung 
(Ernennung der Richterinnen und Richter) durch die Perso-
nalsenate reicht damit (nur) bis zur Letztentscheidungsmacht 
des Ministeriums.

Abgesehen von den genannten Aufgabenfeldern werden 
die Personalsenate noch bei der Besetzung von Notarstel-
len, der Berufung von Laienrichtern und durch Erstellung be-
stimmter Gutachten tätig.

 
Welche Erkenntnismöglichkeiten haben die 
Personalsenate?

Das jeweilige berichterstattende Mitglied des Personal-
senats hört die „zu beschreibende“ Person, die Gerichts-
leitung, die/den Vorsitzende/n des Rechtsmittelsenates an, 
nimmt sonstige erforderliche Ermittlungen vor, fertigt einen 
schriftlichen Entwurf, der, so wird mir von langjährig erfah-
renen Personalsenats-Mitgliedern berichtet, ausführlich vor-
gestellt und diskutiert wird. 

Wie werden Seilschaften und Vetternwirtschaft 
verhindert?

Einerseits bereits durch die gemischte Zusammenset-
zung (Mitglieder durch Wahl und kraft Amtes). Zweitens sind 
die Beurteilungen das Ergebnis langwieriger Beratungen, 
in denen weder die Gerichtsleitung noch der Berichterstat-
ter (aus guter Übung immer ein Wahlmitglied) den subjekti-
ven Befindlichkeiten oder gar seilschaftlichen Beziehungen 
Raum geben können. Unsere einsamen Einzelentscheidun-
gen durch Gerichtsleitungen können da nicht ansatzweise 
mithalten. 

Wie sind die Erfahrungen mit der Objektivierbar-
keit?

Das österreichische System der Personalsenate hat eine 
sehr ehrliche Grundlage. Man lügt sich nicht vor, dass es ab-
solut objektive dienstliche Beurteilungen gäbe. Die Losung 
heißt: „Objektivität durch kumulierte Subjektivität.“ Oder: Will-
kürminimierung durch Gremienentscheidung. Dies funktio-
niert nach allen mir zugänglichen Berichten seit Jahrzehnten 
sehr zufriedenstellend. 

Welche Nachteile werden aufgezeigt?

Keine, siehe oben.

Gibt es ähnliche Systeme in anderen europäischen 
Ländern?

Genau genommen sind alle anderen Systeme – bis auf 
das deutsche und das tschechische – dem österreichischen 
noch ein Stück voraus. Deutschland kennt richterliche Selbst-
verwaltung nur im Umfang der den Gerichtspräsidien oblie-
genden Regelungsgegenstände. Österreich erweitert dies mit 
den Personalsenaten erheblich, auf die Bereiche Beurteilung 
und Besetzungsvorschläge. Aber in allen anderen europäi-
schen Ländern (bis auf Tschechien und Deutschland) gibt es 
inzwischen irgendeine Form eines von der Exekutive unab-
hängigen Justizrats, der u. a. für die dienstlichen Beurteilun-
gen und die Beförderungsentscheidungen zuständig ist. 

Die Existenz eines Justizrats ist übrigens nach den Anfor-
derungen der EU an die Rechtsstaatlichkeit eine zwingende 
Voraussetzung für die Mitgliedschaft in der Union. Deutsch-
land genießt als Gründungsmitglied Bestandsschutz für sein 
anachronistisches System. 

Wäre aus deiner Sicht auch eine komplette 
Abschaffung der Beurteilungen möglich?

Offenbar funktioniert auch das. So gibt es beispielsweise 
in der Schweiz, in Spanien, Großbritannien und in Dänemark 
bis auf eine Einstiegsqualifikation (in Dänemark eine einzige 
Beurteilung, vergleichbar mit der Beurteilung zum Ende der 
Probezeit) keine dienstlichen Beurteilungen. Wie stellt man 
dann bei konkurrierenden Bewerbungen die jeweilige Quali-
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fikation fest? In Spanien z. B. erstellt der Consejo General, 
der spanische Justizrat, ein – auch von der Richterschaft – 
gewähltes Organ der Judikative, alle drei Jahre Ranglisten, in 
denen Dienstalter, berufliche Erfahrung und die Ergebnisse 
von Prüfungen im Fortbildungszentrum des Consejo Gene-
ral berücksichtigt werden. Letztgenannte Prüfungen sind na-
türlich durch die Hintertür auch eine Art von Beurteilungen. 
Übrigens gibt es in Spanien nur drei Beförderungsstufen, in 
Italien eine Einheitsbesoldung (bei geringen Zulagen für be-
stimmte Funktionen), in der Schweiz das Rotationsprinzip bei 
Führungsämtern. 

Man sieht, die Welt der Justiz ist bunt, in Deutschland 
nach wie vor hierarchisch orientiert und als Teilabbild des Be-
amtentums eher grau. *
Das Gespräch führte Guido Kirchhoff im Juni 2024.

Nachdruck aus Betrifft JUSTIZ 2024, S. 357 ff.

Anmerkung der Redaktion: Weitere Einzelheiten zu den ös-
terreichischen Personalsenaten finden sich im Interview mit 
Marlene Perschinka, Betrifft JUSTIZ 2013, S. 92.

Proberichter-Merkblatt
von Claudia Meßer

Ich habe es geschafft,

•	 mein Ziel ist erreicht: Ich bin Richterln, vereidigt, habe 
eine Robe und spreche Urteile „im Namen des Vol-
kes“‚

•	 ich habe keine Hemmungen mehr, in die Akten zu krit-
zeln,

•	 ich bin nicht mehr so nervös, meine Verhandlungs-
leitung klappt immer besser, die Anwälte akzeptieren 
mich langsam,

•	 ich bin sicherer bei der Formulierung des Tenors, kann 
halbwegs manierliche Urteile absetzen. Und stelle er-
freut fest, dass diese meistens auch rechtskräftig wer-
den. Also müssen sie ja auch richtig sein ...

(Moment mal, ist diese Schlussfolgerung richtig?)

Das materielle Recht habe ich an der Uni gelernt, das 
Prozessrecht weniger. In der Referendarzeit habe ich davon 
eine Ahnung bekommen, das was fehlt, lerne ich in der Praxis. 
Zum Glück gibt es Kommentare, Lehrbücher und den einen 
oder anderen Kollegen, den ich fragen kann.

Aber: Mit der Zeit bemerke ich, dass

•	 wir Juristen gelernt haben, uns in den Gesetzen eini-
germaßen zurecht zu finden, aber von den Dingen, 
die hinter den Rechtsfragen stehen, kaum etwas 
wissen;

•	 wir lernen, mit der Aktenbearbeitung klar zu kom-
men, aber uns niemand sagt, welche Wirkung die 
Aktenbearbeitung für die Rechtsuchenden, Parteien, 

Betroffenen, Angeklagten, und wie sie auch alle hei-
ßen, hat;

•	 wir es mit Menschen aus sozialen Schichten zu tun 
haben, die uns fremd sind;

•	 wir deren Sprache nicht wirklich verstehen und denen 
unsere Sprache oft nicht verständlich ist;

•	 der formale Sachverhalt oft nicht das ist, worum es 
den Parteien eigentlich geht;

•	 eine streitige Entscheidung nicht immer richtig ist, 
auch wenn sie der Rechtslage entspricht;

	 ich nie etwas von interkultureller Kommunikation im 
Gerichtssaal gelernt habe ...

Und ich erkenne,

dass meine Examensnote keine Rolle mehr spielt und dass 
nur ein Teil der Fähigkeiten, die wir Richterlnnen brauchen, 
im Bereich der Rechtsanwendung liegt. 

Mindestens genau so viele Fähigkeiten brauchen wir 
in anderen Bereichen:
•	 wir brauchen Einfühlungsvermögen,
•	 wir brauchen Empathie,
•	 wir brauchen eine einfache, klare Sprache,
•	 wir müssen kommunikativ sein,
•	 wir brauchen Lebenserfahrung,
•	 wir brauchen psychologische Kenntnisse,
•	 wir müssen kooperativ sein und die Fähigkeit haben, 

in Netzwerken zu arbeiten,
•	 wir müssen systemisch und vernetzt denken können,
	 und nicht zuletzt brauchen.wir zu unserer Überzeu-

gungskraft auch Bescheidenheit.
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Dies alles müssen wir nach außen tragen,

•	 wir müssen zu erkennen geben, dass uns wichtig ist, 
was uns die Menschen sagen wollen,

•	 wir dürfen deshalb nicht vorschnell sagen, „das hat 
mit der Sache nichts zu tun“,

•	 wir müssen uns Zeit nehmen,
•	 wir müssen den Menschen, die zu uns kommen, 

zeigen, dass wir sie wertschätzen, egal welcher so-
zialen Schicht sie angehören,

•	 wir müssen uns öfter mal bildlich gesehen auf den 
Platz im Gerichtssaal setzen, den die Anderen 
(Streitparteien, Angeklagte, Anwälte, Staatsanwälte, 
Betroffene, Zeugen, Erziehungsberechtigte, Jugend-
amtsmitarbeiter, Betreuer, Bewährungshelfer, .. ) 
einnehmen, um zu merken

		  – wie es denen geht,
		  – welche Auswirkungen unser Handeln auf sie hat,
•	 und wir müssen immer glaubhaft darstellen können, 

dass materielle Gerechtigkeit grundsätzlich vor for-
meller Gerechtigkeit stehen muss.

•	 Und eigentlich müssen wir uns jedes Mal, bevor wir 
ein Urteil „im Namen des Volkes“ verkünden, erst ein-
mal innerlich schütteln, um uns die Bedeutung dieser 
Worte klar zu machen.

Leider hat uns dies alles niemand gesagt. 

Uns hat auch niemand gesagt,

dass es ein selbstverständliches Gebot der Höflichkeit ist,
•	 uns, wenn wir neu an ein Gericht kommen, nicht nur 

bei den Kollegen, sondern auch bei den anderen Be-
diensteten zumindest unserer Abteilung vorzustellen, 
auch bei den Putzfrauen,

•	 beim Betreten des Gerichtes erst einmal den Wacht-
meister zu grüßen,

•	 die Parteien zu begrüßen und uns ihnen vorzustellen, 
( das ist besonders wichtig, wenn wir Verwaltungsrich-
ter sind und die Parteien sehen, dass uns ,,die Gegen-
seite‘‘, nämlich die Vertreter der Behörden, bekannt 
ist,

•	 uns den Anwälten, Vertretern von Behörden, Sachver-
ständigen, Dolmetschern ... vorzustellen,

•	 den Parteien / Anwälten, ... ausreichend bemessene 
Fristen zur Stellungnahme zu gewähren,

•	 bei Verzögerungen am Verhandlungstag mit den war-
tenden Beteiligten der nächsten Sache Kontakt aufzu-
nehmen, sobald wir bemerken, dass der Zeitplan nicht 
zu halten ist, und ihnen die Verzögerung mitteilen,

•	 geduldig und ruhig zu verhandeln, und dass es eines 
Gerichts nicht würdig ist, zu schimpfen, schreien, be-
schimpfen, etc. (ja, auch das gibt es nicht selten),

•	 es nicht nur eine Frage der Kosten ist, wenn wir Zeu-
gen lange warten lassen, sondern es auch ein Gebot 
der Höflichkeit ist, diese so zu laden, dass sie auch 
tatsächlich zeitgerecht vernommen werden (dies setzt 
die weitere nicht immer anzutreffende Selbstverständ-
lichkeit voraus, dass wir bei der Terminierung gründ-
lich sind und einen genauen „Terminfahrplan“ haben),

So manches davon wissen oder erspüren wir, auf man-
ches werden wir mit der Zeit aufmerksam. Aber es bleibt leider 
immer dem Zufall überlassen, wie wir in der Justiz „soziali-
siert“ werden.

Deshalb ist der Austausch so wichtig, der Austausch mit 
Kolleglnnen und Angehörigen anderer Professionen. Diesen 
Austausch müssen wir suchen. Wir müssen (uns) viele Fra-
gen stellen und bereit sein, von anderen zu lernen, ein Berufs-
leben lang. Hierfür müssen wir uns Zeit nehmen, manchmal 
auch Geld investieren. Aber wenn wir dazu bereit sind, be-
kommen wir auch eine ganze Menge zurück, für unsere Zu-
friedenheit im Beruf, für uns selbst. *

Arne Semsrott zeigt, was passieren kann, wenn Rechtsextremisten 
an die Regierung kommen: vom Präventivgewahrsam für AfD-Geg-
ner über Massenabschiebungen bis zu einem Schwangerschafts-
Zentralregister. Und er liefert konkrete Strategien dafür, wie sich 
die demokratische Gesellschaft effektiv zur Wehr setzen kann.
Dabei macht er klar: Die Zeit des Handelns ist jetzt.

Arne Semsrott, Machtübernahme
Was passiert, wenn Rechtsextremisten regieren
Eine Anleitung zum Widerstand 
240 Seiten, Droemer-Knaur 2024
Gebundene Ausgabe 22,00 €
ISBN 978-3-426-65984-8
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Aus der Arbeit des Bezirksrichterrates der
Verwaltungsgerichtsbarkeit
von Andreas Gornik

Seit der Einführung der elektronischen Akte in der Ver-
waltungsgerichtsbarkeit im Jahr 2023 ist bereits einige Zeit 
ins Land gegangen und gleichwohl bleiben IT-Themen in der 
Gremienarbeit des Bezirksrichterrates von großer Bedeu-
tung. Für uns als eine der bereits vollständig „ausgerollten“ 
Fachgerichtsbarkeiten sind es nunmehr statt Zeitplänen viel-
mehr andere Aspekte wie die weitere Umsetzung der Rah-
mendienstvereinbarung beispielsweise mit Blick auf das aus-
stehende Supportkonzept oder ein transparentes Anforde-
rungsmanagement für Bugs und Verbesserungswünsche 
sowie die Ausstattung am Arbeitsplatz und im Sitzungssaal, 
die den Bezirksrichterrat weiter in hohem Maße beschäfti-
gen. Dabei steht der Bezirksrichterrat sowohl mit dem Hessi-
schen Verwaltungsgerichtshof als auch – als Hauptrichterrat 
gemeinsam mit den anderen Bezirksräten und im erweiterten 
Hauptpersonalrat – mit dem Ministerium in regem Austausch.

1. Einführung der Elektronischen Akte – 
nach dem Rollout ist nicht Schluss

Während andernorts der Rolloutprozess weiterläuft 
und so erhebliche Ressourcen, insbesondere der IT-Stel-
le der hessischen Justiz, bindet, darf durch diese Fokussie-
rung nicht die Weiterentwicklung und Betreuung des Pro-
gramms und seiner User auf der Strecke bleiben. Seien es 
Performance-Probleme im Homeoffice, die über erhebliche 
Zeiträume die Gerichtsbarkeit geplagt haben, oder auftreten-
de Fehler und mehr oder weniger offensichtliche Unzuläng-
lichkeiten der Software, wie die inzwischen wenigstens im 
Grundsatz behobene Unmöglichkeit des gleichzeitigen Öff-
nens mehrerer Akten, die elektronische Akte hält stets neue 
Herausforderungen für Anwenderinnen und Anwender be-
reit. Diesen muss mit einem transparenten Anforderungs-
management, das sowohl die IT-Stelle als Support und als 
Vermittler aber auch die Ebene des e2-Verbundes einbindet, 
Rechnung getragen werden, um eine Verbesserung des Pro-
gramms zu erreichen und gleichzeitig die Nutzerinnen und 
Nutzer nicht auf dem Weg zu verlieren. Es bleibt wichtig, 
dass alle Nutzerinnen und Nutzer, auch wenn es einen lan-
gen Atem braucht, bis sich etwas ändert, sich nicht mit den 
zwingend erforderlichen Workarounds und anderen Hilfslö-
sungen zufriedengeben, denn nur gemeldete Fehler haben 
eine Chance, am Ende doch noch behoben zu werden. Den 
derzeit aufgrund der einzuhaltenden Deadline am 01.01.2026 
auf den Rollout fokussierten Blick auch auf diese Aspekte 
zu lenken, werden wir – auch als Arbeitsgemeinschaft der 

Hauptrichter- und Hauptstaatsanwaltsvertretungen in Hessen 
– nicht müde. 

Hinzu kommt, dass allen Beteiligten klar sein dürfte, 
dass eine elektronische Akte, auf die der gesetzliche Rich-
ter im entscheidenden Moment keinen Zugriff hat, mit dem 
Gebot effektiven Rechtsschutzes nicht in Einklang zu brin-
gen sein kann. Ein 24/7-Support der e-Akte wird allerdings 
in Hessen wohl voraussichtlich Wunschvorstellung bleiben. 
Da das nach der Rahmendienstvereinbarung erforderliche 
Supportkonzept jedoch noch immer fehlt, sind noch zahlrei-
che Fragen zum Support offen. Einige Regelungen dazu fin-
den sich in der neugefassten Geschäftsordnung für die Hes-
sischen Gerichte und Staatsanwaltschaften und die Justizin-
formationstechnik-Einsatz-Richtlinie (JIT).

Die Einführung von Webex als Videokonferenzsys-
tem im Rahmen einer Übergangslösung und seiner eventu-
ellen Nachfolger gilt es weiter kritisch zu begleiten. Die Justiz 
braucht ein sicheres, verlässliches und unter Rechtsschutz-
aspekten gleichwohl hinreichend zugängliches Tool, um ei-
nerseits Videoverhandlungen durchführen zu können und 
andererseits Kammerberatungen in Zeiten von Arbeiten im 
Homeoffice zu ermöglichen. Derzeit bleibt uns die Software 
voraussichtlich zunächst ein weiteres Jahr erhalten. Ob und 
wann Webex durch ein anderes Tool abgelöst wird, bleibt ab-
zuwarten. Inwieweit das auf der Bundesebene derzeit in Ent-
wicklung befindliche einheitliche Videokonferenzsystem für 
die Justiz hierzu einen Beitrag leisten kann, ist offen. 

Gleichzeitig erfordert eine moderne Justiz auch eine ent-
sprechende Hardware- und Softwareausstattung in den Sit-
zungssälen. Richterinnen und Richter sollten aber nicht zu-
gleich auch noch Aufgaben eines Regisseurs übernehmen 
müssen. Ob die nunmehr am Landgericht Darmstadt geteste-
te Sitzungssaalausstattung hinsichtlich der Videokonferen-
zen auch zu diesem Aspekt beitragen kann, wenn keine Sit-
zungssaal-PCs vorgesehen werden, wie von den pilotieren-
den Gerichten einstimmig gefordert, wird man wohl erst noch 
sehen. Diese Sitzungssaalausstattung für die derzeit an den 
meisten Verwaltungsgerichten Verkabelungsarbeiten entwe-
der anstehen oder bereits abgeschlossen sind, soll nach dem 
Willen des Ministeriums in allen Sälen erfolgen und so alle 
Säle auch für Videoverhandlungen ertüchtigen und zugleich 
eine Arbeit mit der e-Akte auch im Sitzungssaal gewähr-
leisten. Bei einem Besuch im Mustersitzungssaal in Darm-
stadt im August 2024 konnten sich die Bezirksräte selbst ein 
Bild des damaligen Pilotierungsstandes machen. Anmerkun-
gen und Verbesserungsvorschläge wurden angehört und 
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„mitgenommen“. Es bleibt zu hoffen, dass die Ausstattung, 
auf deren Rollout die Gerichte wohl noch einige Zeit werden 
warten müssen, dann auch allen Anforderungen gerecht wird 
und auch insoweit eine Bereitschaft und ein Budget zur Wei-
terentwicklung vorhanden sind.

Die Verwaltungsgerichtsbarkeit wird mit einer Reinves-
tition voraussichtlich im vierten Quartal 2025 die erste Ge-
richtsbarkeit sein, die nach dem im Entwurf vorliegenden fort-
geschriebenen Arbeitsplatzkonzept ausgestattet werden 
wird. Wir setzen uns gemeinsam mit den anderen Bezirks-
räten und auch dem Verwaltungsgerichtshof weiterhin dafür 
ein, dass auch in Zeiten knapper Kassen eine gute Arbeits-
platzausstattung gewährt wird. Hierbei steht unter anderem 
die Notwendigkeit größerer hochauflösender Bildschirme für 
den Büroarbeitsplatz im Fokus. 

Als Kollegialgerichte sind wir regelmäßig darauf ange-
wiesen, uns mit Kolleginnen oder Kollegen zu beraten. Die 
Offline-Verfügbarkeit der e-Akte als Mindestanforderung 
bleibt daher ein wichtiges Thema für uns. Auch der Umgang 
mit Ortsterminen, die eigentlich Tablets mit Internetzugang 
erfordern, und Beratungssituationen im Gericht, bei denen 
ein Mitarbeiter-WLAN hilfreich wäre, haben wir – gemeinsam 
mit den anderen Räten – immer wieder thematisiert. Ob dies 
letztlich vielleicht teilweise doch noch Früchte trägt, ist, um 
realistisch zu bleiben, bestenfalls fraglich.

Die Justiz muss nicht zuletzt bei der Einführung der elek-
tronischen Akte weiterdenken und auch Zukunftsprojekte 
wie die Einführung eines qualifizierten elektronischen Ge-
richtssiegels in den Blick nehmen, das die Praxis der Über-
mittlung sämtlicher Vornamen der entscheidenden Richterin-
nen und Richter oder Geschäftsstellenmitarbeitenden an Be-
teiligte in den Signaturdateien beenden dürfte. Dies erscheint 
derzeit jedoch noch in ferner Zukunft.

Aber auch gerichtsbarkeitsintern gab und gibt es „Bau-
stellen“, die die Einführung der elektronischen Akte mit sich 
gebracht hat oder neu mit sich bringt und die in vertrauens-
voller Zusammenarbeit mit dem Präsidenten des Hessischen 
Verwaltungsgerichtshofs angegangen werden. So können 
gerichtsbarkeitsinterne Lösungen erarbeitet werden, wie bei-
spielsweise spezifische Schulungsformate, die den Beson-
derheiten unserer Gerichtsbarkeit gerecht werden. Dass die 
Einführung der elektronischen Akte nicht am Ende zu einer 
dauerhaften Verlagerung originär nichtrichterlicher Tätigkei-
ten auf die Richterschaft führt, bleibt eine Herausforderung. 

Im IT-Gremienbeirat und bei anderen Gelegenheiten be-
gleiten wir die weiteren Entwicklungen im IT-Bereich kon-
struktiv und zugleich kritisch. Gerade im Rahmen der geplan-
ten Einführung von Softwarelösungen „für die gesamte Lan-
desverwaltung“ setzten wir uns gemeinsam mit den anderen 
Bezirksräten immer wieder dafür ein, dass die Besonderhei-
ten der Justiz als dritter Gewalt gegenüber der allgemeinen 
Landesverwaltung gewahrt bleiben. 

2. Abseits der e-Akte – ein Beispiel

Neben dem dominanten IT-Bereich gab und gibt es aber 
auch noch weitere Aspekte der Gremienarbeit, von denen 

einer hier in der gebotenen Kürze noch Erwähnung finden 
soll:

Zentral in letzter Zeit war eine begrüßenswert frühe Be-
teiligung der Räte an der Neufassung einer Beurteilungs-
verordnung, die die bisherigen Beurteilungsrichtlinien ablö-
sen soll. Mit dem Verordnungsentwurf haben wir uns in ei-
ner umfangreichen Stellungnahme als Arbeitsgemeinschaft 
der Hauptrichter- und Hauptstaatsanwaltsvertretungen aus-
einandergesetzt. Insbesondere haben wir die darin vorgese-
hene Aufteilung von Erprobungsabordnungen in Facherpro-
bungen und Verwaltungserprobungen und die aufgrund einer 
grundsätzlichen Gleichstellung beider zum Ausdruck kom-
mende Entwertung von richterlicher Erfahrung kritisiert. Für 
Beförderungsämter mit Verwaltungsanteilen soll nach den 
Vorstellungen des Ministeriums in diesem ersten Entwurf ei-
ne Verwaltungserprobung eine Facherprobung am VGH oder 
andernorts ersetzen können, im umgekehrten Fall sollte es 
jedoch einer weiteren „kleinen Verwaltungserprobung“ von 
nicht unerheblichem Ausmaß bedürfen. Auch die Bedeutung 
der Wertschätzung gegenüber den zu beurteilenden Kolle-
ginnen und Kollegen bei der beabsichtigten Umstellung auf 
ein Ankreuzsystem statt textlicher Beurteilung haben wir ne-
ben zahlreichen weiteren Unterpunkten, die hier wiederzuge-
ben den Rahmen sprengen würde, hervorgehoben und auf 
die Notwendigkeit einer textlichen Darstellung der Bewer-
tung zumindest zu jeder Merkmalsgruppe hingewiesen. Die 
Art und Weise der frühzeitigen Beteiligung – zu dieser gehör-
te neben der Möglichkeit zur schriftlichen Stellungnahme ein 
mehrstündiger Gedankenaustausch von Vertreterinnen und 
Vertretern der Bezirksräte mit dem Ministerium – lässt hof-
fen, dass das Ministerium geäußerte Kritik und Anregungen 
aufnimmt.

3. Fazit

Die Kommunikationsprozesse mit dem Verwaltungsge-
richtshof und dem Ministerium funktionieren begrüßenswert 
gut. Der ständige Austausch mit den anderen Bezirksräten 
und auch im erweiterten Hauptpersonalrat verleihen der Jus-
tiz eine Stimme, die auch im Ministerium gehört wird. Dabei 
gilt es, weiter am Ball zu bleiben und immer wieder deutlich 
die Interessen der Kolleginnen und Kollegen zu artikulieren. 
Nur so kann unter anderem sichergestellt werden, dass der 
Transformationsprozess zu einer digitalen Justiz nicht am 
Ende aus Kosten- oder anderen Gründen doch noch auf dem 
Rücken der Richterinnen und Richter ausgetragen wird. *
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Commercial Court am Oberlandesgericht
Frankfurt am Main
von Jörg Tilmanns

1.	 Allgemeines 

Das „Gesetz zur Stärkung des Justizstandortes Deutsch-
land durch Einführung von Commercial Courts und der Ge-
richtssprache Englisch in der Zivilgerichtsbarkeit“ soll einen 
zeitgemäßen Rahmen für bestimmte Wirtschaftsstreitigkei-
ten in Deutschland schaffen, um den Justiz- und Wirtschafts-
standort Deutschland zu fördern und diese Streitigkeiten nicht 
in anderen Rechtsordnungen oder der privaten Schiedsge-
richtsbarkeit zu führen. Das Gesetz ist am 01.04.2025 in Kraft 
getreten.

a) Optionsrecht der Länder

Das Gesetz enthält keine Verpflichtung, einen Commer-
cial Court einzuführen, sondern ermächtigt die Länder, einen 
Commercial Court an einem Oberlandesgericht einzurichten, 
wobei je Land maximal ein Commercial Court errichtet wer-
den kann (§ 119b GVG). Bei den Oberlandesgerichten Bre-
men, Celle, Dresden, Düsseldorf, Frankfurt am Main, Ham-
burg, München und Stuttgart sowie dem Kammergericht soll 
jeweils ein Commercial Court errichtet werden bzw. ist bereits 
errichtet worden. Mehrere Länder können auch einen gemein-
samen Commercial Court einrichten. Darüber hinaus können 
Commercial Chambers an den Landgerichten eingerichtet 
werden (§ 184a Abs. 1 GVG).

b) Zuständigkeit

Mit dem Gesetz wird eine erstinstanzliche Zuständigkeit 
des Commercial Court für bestimmte Wirtschaftszivilsachen 
begründet, sofern sich die Parteien auf die erstinstanzliche 
Anrufung des Commercial Court verständigt haben (§ 119b 
Abs. 2 GVG). Darüber hinaus können die Länder dem Com-
mercial Court die Zuständigkeit für Berufungen und soforti-
ge Beschwerden gegen landgerichtliche Entscheidungen aus 
den Sachgebieten des Commercial Court zuweisen (§ 119b 
Abs. 4 GVG). 

Für eine erstinstanzliche Zuständigkeit des Commercial 
Court muss die Rechtsstreitigkeit einen Mindeststreitwert von 
500.000 EUR haben.

Allgemein reicht es aus, dass es sich um eine Rechts-
streitigkeit zwischen Unternehmern handelt, wobei das Land 
die Zuständigkeit des Commercial Court auf bestimmte Sach-
gebiete beschränken kann. Auch Streitigkeiten aus oder im 
Zusammenhang mit dem Erwerb eines Unternehmens oder 

von Anteilen an einem Unternehmen und Streitigkeiten zwi-
schen Gesellschaft und Mitgliedern des Leitungsorgans oder 
Aufsichtsrats können vor dem Commercial Court stattfinden.

Ausgenommen sind Rechtsstreitigkeiten auf dem Ge-
biet des gewerblichen Rechtsschutzes, des Urheberrechts 
sowie über Ansprüche nach dem Gesetz gegen den unlaute-
ren Wettbewerb. Ebenfalls ausgenommen sind bestimmte Be-
schlussmängelstreitigkeiten, Verfahren nach § 71 Abs. 2 Nr. 4 
GVG oder nach § 375 FamFG.

c) Verfahrensbesonderheiten 

Grundsätzlich gelten für erstinstanzliche Verfahren vor 
dem Commercial Court die Regelungen der §§ 253 bis 510b 
ZPO, wobei der Senat nicht durch einen Einzelrichter ent-
scheiden kann. Besondere Verfahrensregelungen sind in §§ 
610 bis 614 ZPO vorgesehen. Danach ist in der Klageschrift 
zu beantragen, dass das Verfahren vor dem Commercial 
Court geführt wird und, wenn eine Parteivereinbarung exis-
tiert, diese darzulegen (§ 610 ZPO).

Nach § 612 ZPO gibt es einen Organisationstermin, bei 
dem der Commercial Court mit den Parteien so früh wie mög-
lich Vereinbarungen über die Organisation und den Ablauf 
des Verfahrens treffen kann, soweit keine sachlichen oder or-
ganisatorischen Gründe entgegenstehen.

Auf übereinstimmenden Antrag der Parteien ist vor dem 
Commercial Court das Protokoll als ein während der Verhand-
lung oder einer Beweisaufnahme mitlesbares Wortprotokoll 
zu führen, wobei das Gericht auch mehrere gerichtsfremde 
Protokollpersonen zuziehen kann (§ 613 ZPO).

Gegen erstinstanzliche Entscheidungen eines Commer-
cial Court ist die Revision zum Bundesgerichtshof eröffnet (§ 
614 ZPO).

§ 611 ZPO regelt die Verweisung eines beim Landgericht 
anhängigen Verfahrens an den Commercial Court.

Der Commercial Court kann, soweit es die Länder an-
ordnen, im Rahmen seiner Zuständigkeit auch in englischer 
Sprache verhandeln (§ 184a Abs. 1 GVG). Dies setzt eine 
Parteivereinbarung voraus (§ 184a Abs. 3 GVG), die auch 
konkludent erfolgen kann; eine rügelose Einlassung ist mög-
lich. 

Die Länder können anordnen, dass die Rechtsstreitigkei-
ten vor dem Commercial Court ausschließlich in englischer 
Sprache stattfinden, wobei es den Parteien dann unbenom-
men bleibt, in englischer oder deutscher Sprache vorzutra-
gen.
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2. Commercial Court in Hessen

Hessen hat mit Verordnung vom 13.06.2025 (https://
verkuendung.hessen.de/uebersicht-der-gesetz-und-verord-
nungsblaetter-fuer-das-land-hessen-gvbl/gvbl-2025-nr00033) 
entschieden, einen aus zwei Senaten bestehenden Commer-
cial Court am Oberlandesgericht Frankfurt am Main zu errich-
ten. Beim Landgericht Frankfurt am Main bestehen für den 
Landgerichtsbezirk drei Kammern für Handelssachen und 
drei Zivilkammern für bestimmte Streitigkeiten ab 500.000 
EUR als Commercial Chambers.

Hessen verlangt, dass es sich um Streitigkeiten zwi-
schen Unternehmern handelt, soweit es Handelssachen 
sind, die sich gegen einen Kaufmann im Sinne des Handels-
gesetzbuches richten, sofern er in das Handelsregister oder 
Genossenschaftsregister eingetragen ist oder auf Grund ei-
ner gesetzlichen Sonderregelung für juristische Personen des 
öffentlichen Rechts nicht ein-
getragen zu werden braucht, 
aus Geschäften, die für beide 
Teile Handelsgeschäfte sind. 
Hinzu treten die Rechtstrei-
tigkeiten aus einem Rechts-
verhältnis zwischen den Mit-
gliedern einer Handelsgesell-
schaft oder Genossenschaft 
oder zwischen dieser und ih-
ren Mitgliedern oder zwischen 
dem stillen Gesellschafter und 
dem Inhaber des Handelsge-
schäfts, sowohl während des 
Bestehens als auch nach Auf-
lösung des Gesellschaftsver-
hältnisses, und aus einem Rechtsverhältnis zwischen den 
Vorstehern oder den Liquidatoren einer Handelsgesellschaft 
oder Genossenschaft und der Gesellschaft oder deren Mit-
gliedern. Von geringerer praktischer Bedeutung dürften die 
Streitigkeiten aus Rechtsverhältnissen sein, die das Recht 
zum Gebrauch der Handelsfirma betreffen oder die durch den 
Erwerb eines bestehenden Handelsgeschäfts unter Lebenden 
zwischen dem bisherigen Inhaber und dem Erwerber entste-
hen. Der Commercial Court in Hessen ist weiter zuständig für 
Streitigkeiten aus oder im Zusammenhang mit dem Erwerb ei-
nes Unternehmens oder von Anteilen an einem Unternehmen, 
für Streitigkeiten zwischen Gesellschaft und Mitgliedern eines 
Leitungsorgans oder Aufsichtsrats und für Berufungen und 
Beschwerden gegen Entscheidungen der Commercial Cham-
bers. Ausgenommen sind Streitigkeiten aus dem Kapitalanla-
gerecht. Die Zuständigkeitsregelungen treten hinter Spezial-
zuständigkeiten anderer OLG-Senate zurück. 

Das Oberlandesgericht Frankfurt am Main plant, den 
Parteien über das streitige Verfahren hinaus anzubieten, das 
Güterichterverfahren vor erfahrenen Güterichtern zu führen, 
die sehr zeitnah einen Termin anbieten können.

Dem Commercial Court werden eigene Räumlichkeiten 
zur Verfügung gestellt, die in der Nähe des Standorts des 
Oberlandesgerichts in Frankfurt am Main liegen. Sie sind 

technisch auf der Höhe der Zeit. Den Parteien stehen Bera-
tungszimmer für gemeinsame oder getrennte Beratungen zur 
Verfügung.

3. Weitere Informationen
 
Das Hessische Ministerium der Justiz und für den Rechts-

staat hat eine Informationsseite errichtet, über die auch ein 
Newsletter abonniert werden kann (https://justizministerium.
hessen.de/commercial-court).

4. Ausblick

Ob die von den Ländern mit viel Personal- und Sachauf-
wand eingerichteten besonderen Spruchkörper Commercial 
Court und Commercial Chambers den Justizstandort Deutsch-
land wirklich stärken werden, wird sich erst in der Zukunft zei-

gen. Ein Erfolgsfaktor wird sein, dass die personellen und 
sachlichen Ressourcen auch in der Zukunft bereitgestellt wer-
den, um durch Kontinuität eine Akzeptanz bei den Rechtsu-
chenden zu schaffen.

Die Länder haben von den ihnen eingeräumten Kompe-
tenzen, Zuständigkeitsregelungen zu schaffen, sehr umfas-
send und sehr unterschiedlich Gebrauch gemacht. Damit er-
gibt sich schon heute ein heterogenes Bild an Zuständigkei-
ten, das die Rechtsuchenden vor die Herausforderung stellt, 
jeweils zu prüfen, ob ein Commercial Court zuständig ist oder 
nicht. Dies gilt noch mehr für die Zuständigkeit der Commer-
cial Chambers, bei denen Nordrhein-Westfalen und Hessen 
eine Streitwertgrenze geschaffen haben – losgelöst von der 
Frage, ob dies überhaupt zulässig ist, nachdem im Schrifttum 
vertreten wird, die Streitwertgrenze des Commercial Courts 
finde für die Commercial Chambers keine Anwendung (vgl. 
Kissel/Mayer/Mayer, 11. Aufl. 2025, GVG § 184a Rn. 3, beck-
online). Die unterschiedlichen Zuständigkeitsreglungen erin-
nern an den „Flickenteppich“ zu Beginn der Einführung des 
elektronischen Rechtsverkehrs mit den damit einhergehen-
den praktischen Schwierigkeiten für Rechtsuchende. Eine 
Vereinheitlichung der Zuständigkeitsregelungen erscheint 
schon heute wünschenswert. * *

Commercial Court, Belfast / Wikimedia Commons / Ardfern
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Schwachkopf bis Deepfake – Effektivität 
und Verhältnismäßigkeit der Rechts- 
durchsetzung im Netz
Bericht von der NRV-Veranstaltung am 21.5.2025 mit Hanno Wilk und Dr. Benjamin Lück

von Guido Kirchhoff

Hass und Hetze im Internet bringen nicht nur großes 
Leid für die betroffenen Personen – sie stellen auch eine 
Gefahr für unsere Demokratie dar. 67% haben in repräsen-
tativen Befragungen angegeben, bereits Hass und Hetze im 
Netz erlebt zu haben.

Welche Effektivität rechtliche Mittel dabei haben und 
wie die Verhältnismäßigkeit bei der Strafverfolgung zu be-
werten ist, zeigten uns zwei ausgewiesene Experten.

I.

Rechtsanwalt Dr. Benjamin Lück stellte zunächst die 
Tätigkeit der Gesellschaft für Freiheitsrechte (GFF) vor, 
die mittels strategischer Klagen vor dem BVerfG versucht, 
Grundrechte zu sichern, indem sie Missstände anhand ex-
emplarische Fälle durch sachverständige Begleitung vor 
Gericht bringt.

Er gab zu Beginn einen historischen Überblick über die 
Entstehung der Plattformen in den Nullerjahren und die zu-
nächst angenommene Haftungslosigkeit, über das Netz-
werkdurchsetzungsgesetz von 2017, das als Zensurgesetz 
kritisiert wurde, und den Digital Service Act der Europäi-
schen Union, der einen weitergehenden Begriff der Plattfor-
men einführte und umfassende Regulierung vorsah. Den-
noch gab es trotz zahlreicher Nutzerrechte wenige Verfah-
ren.

Der Gesetzgeber sei nicht untätig, es würden auch 
neue Rechtsinstitute geschaffen, aber es sei unklar, an wen 
sich die Betroffenen wenden sollten. Der Weg zu den Zivil-
gerichten sei schwierig. Der einzige Weg gehe über ein Di-
gitales Gewaltschutzgesetz, das leichtere Auskunft über die 
Täter verschaffe und auch die Möglichkeit einer Account-
sperre vorsehe.

Das Verfahren solle entsprechend dem FamFG ausge-
staltet werden und sei auch im Koalitionsvertrag vorgese-
hen.

Die GFF und die von ihr unterstützte Marie Munk Initia-
tive hat auch einen eigenen Entwurf eines DGG vorgelegt: 
https://freiheitsrechte.org/uploads/documents/Demokratie/
Marie-Munk-Initiative/Eckpunkte-Marie-Munk-Initiative.pdf.

II.

Oberstaatsanwalt Hanno Wilk von der Zentralstelle zur 
Bekämpfung der Internetkriminalität bei der GenStA Frankfurt 
am Main zeigte die Schwierigkeiten der strafrechtlichen Ver-
folgung auf, z.B. bei § 189 StGB in Bezug auf den ermordeten 
Kasseler Regierungspräsidenten Lübcke, und verwies auf die 
Meldestelle im hessischen Innenministerium. Die dortigen er-
heblich angestiegenen Zahlen stellen aber nur die Spitze des 
Eisbergs dar, da die Polizei nicht im Netz sucht und es sich 
deshalb nur um Anzeigen aus der Zivilgesellschaft handelt.

Er stellte insgesamt 9 teilweise provokante Thesen auf, 
die er mit zahlreichen Beispielen anschaulich untermalte:

1)	 Wenn der Staat im Netz nicht auf Streife geht, bedarf es 
einer zentalen bundesdeutschen Meldestelle.

2)	 Ist das Strafrecht unverhältnismäßig? Beispiel dafür war 
die Hausdurchsuchung wegen der Bezeichnung Ha-
becks als Schwachkopf. 

3)	 Die Verfolgung von Äußerungsdelikten ist die Umsetzung 
einer woken politischen Propaganda, so jedenfalls die 
Auffassung der AfD.

4)	 Wir beschränken nicht die Meinungsfreiheit, sondern wir 
schützen sie. Dies wird insbesondere an der Neufassung 
des § 188 StGB zum Schutz der Politiker*innen deutlich, 
wie es das BVerfG am 19.12.2021 formuliert hat.

5)	 Quick freeze auf social media wäre effizient und verhält-
nismäßig. Dann wären auch direkt die Daten gespei-
chert, die im Verlauf bis zu einer Klärung oftmals verloren 
gehen.

6)	 Die effektive Verfolgung von geringfügigen massenhaf-
ten Verstößen wäre als Ordnungswidrigkeit möglich, wie 
sich am Beispiel des Verkehrsrechts zeigt. Das Strafrecht 
müsse ultima ratio blieben.

7)	 Das Internet bestärkt und verfestigt Meinungen. Es muss 
versucht werden, auch die Personen zu erreichen, die 
in solchen Meinungsblasen gefangen sind und sich da-
durch vom Rest der Gesellschaft entfernt haben. 

	 Das von Wilk geleitete Team „Hatespeech“ bei der 
GStA hat mit dem Träger StopHate ein sozialen Online- 
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trainingskurs entwickelt, der bereits seit 2023 läuft. Da-
neben wollen sie auch einen digitalen Täter-Opfer-Aus-
gleich erproben.

8)	 Die Entwicklung ist dynamisch und das Strafrecht nicht 
auf der Höhe der Zeit: Bots und Deepfakes verändern die 
Onlinemedien. Es gibt keine Strafnormen gegen Fake-
news und Deepfakes. Zudem bestehen große Gefahren 
für die Persönlichkeitsrechte (Stichwort revenge porn) 
und Nachstellungsmöglichkeiten über das Internet der 
Dinge.

9)	 Von unter 25jährigen kommen fast keine Meldungen. 
Viele Bereiche liegen außerhalb der Wahrnehmung der 
Melder*innen und der Strafverfolgungsbehörden. Hier-
zu zählen z.B. geschlossene Gruppen und Kanäle sowie 

Online-Chats in der Gamingszene, die im Verdacht ste-
hen, maßgeblich zur Radikalisierung von Kindern und Ju-
gendlichen beizutragen. Zudem fehlt ein Einblick in die 
Communitys, die sich im Netz nicht der deutschen Spra-
che bedienen, auch wenn sie im Inland ansässig sind.

In diesem Rahmen können die Ausführungen nur stich-
wortartig wiedergegeben werden.

Es wurde aber deutlich, dass der Großteil der Aktivitä-
ten in den Netzen überhaupt nicht justiziabel ist und es wei-
ter großer Anstrengungen bedarf, wenigstens die Spitzen von 
Gewalt und Bedrohung verfolgen zu können.

Die NRV wird die Arbeit der ZIT und insbesondere das 
Thema des sozialen Trainingskurses weiter begleiten. *

Seit 1997 widmet sich der Grundrechte-Report der Lage 
der Bürger- und Menschenrechte in Deutschland. Als 
„alternativer Verfassungsschutzbericht“ dokumentiert 
er jedes Jahr, wie staatliche Institutionen zentrale Ver-
fassungsrechte verletzen oder gefährden. Die NRV ist 
Mitherausgeberin.

Im Berichtszeitraum 2024 richteten sich staatliche Frei-
heitseinschränkungen stärker als zuvor gegen bestimmte 
Meinungen. Das betraf den Umgang mit Demonstratio-
nen und die Strafverfolgung, aber auch Wissenschaftsför-
derung oder Einbürgerungsverfahren. 

Während der nationalistische Autoritarismus auch in 
Deutschland erstarkt, geraten nicht zuletzt der Flücht-
lingsschutz und die Rechtsstaatlichkeit unter die Räder. 
Diese und weitere Themen werden in über 40 Beiträgen 
im Report behandelt.

Grundrechte-Report 2025
Zur Lage der Bürger- und Menschenrechte 
in Deutschland

Peter von Auer, Charlotte Ellinghaus, Rolf Gössner, 
Martin Heiming, Max Putzer, Britta Rabe, Rainer 
Rehak, John Philipp Thurn, Marie Volkmann, 
Rosemarie Will (Hrsg.)

Fischer Taschenbuch Verlag
1. Auflage 2025
Taschenbuch 14,00 € | E-Book 9,99 € 
SBN 978-3-596-71238-0

v.l.n.r.: Max Steinbeis, Max Putzer (NRV)
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Die NRV hat wieder eingeladen: 
2. Stadtführung mit Christian Setzepfandt
von Myriam Gruß

Nachdem die erste Stadtführung im Oktober 2023 auf 
solch eine positive Resonanz gestoßen ist, hat der Landes-
verband der NRV Hessen beschlossen, noch einmal einzula-
den. Am 7.5.2025 war es soweit: Bei herrlichem Frühlingswet-
ter sind über 20 Kolleginnen und Kollegen aus verschiedenen 
Gerichtsbarkeiten und der Staatsanwaltschaft gut gelaunt un-

ter der ebenso kundigen wie humorvollen Führung des weit 
über die Grenzen von Frankfurt hinaus bekannten Stadtfüh-
rers Christian Setzepfandt durch die Stadt gezogen. 

Im Verlauf der ausgesprochen kurzweiligen, eineinhalb-
stündigen Tour gab es an weitgehend unbekannten Orten viel 
Neues zu entdecken, von denen hier nur einige genannt wer-
den können: 

Startpunkt war wieder das Gerichtsviertel mit seinen über-
wiegend preußischen Gebäuden. Christian Setzepfand er-
zählte anschaulich, wie schwer sich die Hessen damals mit 
der Annektion durch Preußen getan haben und insbesondere 
mit der preußischen Natur. Sie fühlten sich der französischen 
Kultur viel verbundener. 

Weiter ging es durch das nahegelegene Rotlichtvier-
tel. Ab 1953 benötigten Prostituierte ein Gesundheitszeug-
nis, im Volksmund Bockschein genannt, der in dem eben-
falls im Viertel gelegenen und zunächst als Bordell geplanten 

Gesundheitsamt zu erhalten war. Nachdem dieses Gesund-
heitszeugnis Anfang der 90iger Jahre wieder abgeschafft wur-
de, sieht das heute geltende Prostitutionsschutzgesetz erneut 
eine namentliche Beratung und Meldung im Gesundheitsamt 
vor. 

In diesem Viertel liegt auch die ehemals von der bekann-
ten Rapperin Schwester Ewa betriebene Stoltze Bar. Gegen 
sie wurde unter anderem wegen des Verdachts des Men-
schenhandels ermittelt. Diese Geschichte brachte einen Teil-
nehmer, vormals Oberstaatsanwalt in Frankfurt, dazu, Chris-
tian Setzepfand nach der „Sonne von Mexico“ zu fragen. Der 
Stadtführer musste nicht lange überlegen: Die Sonne von Me-
xico war nicht nur der Songtitel eines Hits von Heino, sondern 
der Name einer von dem Kleinkriminellen Georg Schüssler in 
der Allerheiligenstraße betriebenen Bierkneipe mit Kultstatus. 
Die Kneipe war Anlaufstelle sowohl für die Frankfurter Halb-
welt, die Künstlerszene als auch die im nahegelegenen Ge-
richtsviertel Beschäftigten. Als Schüssler 1967 starb, soll es 
während seiner Beerdigung zu Festnahmen einiger Trauer-
gäste durch die Polizei gekommen sein. 

In der Klingerstraße erfuhren wir, dass der in Frankfurt an-
sässige Bühnenautor Friedrich Maximilian Klinger 1776 eine 
Komödie mit dem Titel „Wirrwarr“ schrieb, die später den Titel 
„Sturm und Drang“ erhielt. Obwohl als Bühnenstück nur mä-
ßig erfolgreich, wurde der Titel bald zur Losung und einer Epo-
chenbezeichnung. 

Unser Weg führte uns weiter zur früheren Judengasse an 
der Börnestraße und zur Geschichte des jüdischen Ghettos, 
das einst das Zentrum jüdischen Lebens in Frankfurt war. Die 
Kleiderordnung Frankfurts sah bis 1728 vor, dass Jüdinnen 
und Juden gut sichtbar auf ihrer Kleidung einen gelben Stoff-
ring tragen mussten. Wie Christian Setzepfand berichtet hat, 
gelang es ihnen, durch Zahlung eines hohen Geldbetrages an 
die Stadt Frankfurt die Kleiderordnung zu ändern und die Be-
wohner des Ghettos von dieser Pflicht zu befreien.

Unser letzter Stopp am Weckmarkt ließ uns staunen: Hier 
befand sich ab 1870 die Binding-Brauerei, die mit ca. 60 weite-
ren Brauereien – u.a. der Henninger-Brauerei – dazu beitrug, 
dass Frankfurt damals als Hauptstadt des Bieres galt. Als un-
ser Stadtführer uns dann anbot, dass er für uns eine Frankfur-
ter Bierführung organisieren könne, haben wir sofort begeis-
tert zugesagt. 

Den Abend haben wir dann im nahegelegenen Café Me-
tropol gemütlich ausklingen lassen. Wir freuen uns schon auf 
Christian Setzepfands Frankfurter Bierführung und werden 
rechtzeitig dazu einladen! *

Christian Setzepfandt, Foto: Myriam Gruß
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(Fehl-) Entwicklungen und Perspektiven 
des Rechtsstaates: Bericht von der Bundes- 
mitgliederversammlung 2025
von Thomas Haug

Am 15. März 2025 fand im Hotel „Dietrich-Bonhoeffer-
Haus“ in Berlin-Mitte unsere Bundesmitgliederversammlung 
statt. 

Der Vorabend startete nach dem gemeinsamen Abend-
essen mit einem juristisch-kulturellen Programmpunkt: In der 
szenischen Lesung „Den Zweifel aushalten – eine künstle-
rische Perspektive auf Strafprozesse gegen rechtsextreme 
Angeklagte“ aus den Theaterstücken „Werwolfkommandos“ 
und „Innere Sicherheit“ fasste die Frankfurter Autorin und 
Regisseurin Marie Schwesinger ihre persönlichen Erfahrun-
gen als Beobachterin u.a. im „Lübcke-Prozess“ – dem Straf-
verfahren wegen Ermordung des Kasseler Regierungsprä-
sidenten Walter Lübcke 
sowie wegen versuchten 
Mordes am irakischen 
Flüchtling Ahmed I. – vor 
dem OLG Frankfurt a.M. 
zusammen. (Der Haupt-
angeklagte war dort we- 
gen Mordes an Walter 
Lübcke zu lebenslanger 
Freiheitsstrafe verurteilt 
worden, im Hinblick auf 
die übrigen Anklagepunk-
te waren Freisprüche er-
gangen). 

Im Vordergrund ihrer 
Darstellung – unter be-
wusster Betonung ihrer 
Sicht als Kulturwissen-
schaftlerin und juristischer 
Laiin – standen die rechts-
extreme Sprache der An-
geklagten, ihre verharm-
losende Selbstdarstellung 
sowie systematische Versuche Dritter, journalis-tische Pro-
zessbeobachter auf verschiedene Weise einzuschüchtern. Ein 
weiterer Schwerpunkt ihrer Lesung bestand in der Darstellung 
des Strafverfahrens wegen der „NSU 2.0-Drohschreiben“ vor 
dem Landgericht Frankfurt a.M., (in welchem ein 54-jähriger 
Berliner wegen der Versendung von mehr als 80 rechtsextre-
mer Drohschreiben v.a. gegen Frauen des öffentlichen Lebens 
– Rechtsanwältinnen, Politikerinnen und Staatsanwältinnen 

– zu einer knapp sechsjährigen Gesamtfreiheitsstrafe ver-
urteilt worden war). 

Hierbei arbeitete Marie Schwesinger – über die von ihr 
dargestellten Hauptverhandlungen hinaus gehend – in be-
drückender Weise mehrere Aspekte heraus: Welche Rolle 
spielten das gesellschaftliche Klima und Abstumpfungspro-
zesse für die Begehung der Taten? Welche Rolle spielte der 
Umstand, dass die personenbezogenen Daten der Geschä-
digten in mehreren Fällen kurz vor Versendung der Droh-
schreiben von Computern der hessischen Polizei abgerufen 
worden waren? Und anderseits die konkreten Auswirkungen 
auf das Privat- und Familienleben einer der Geschädigten – 

der Frankfurter Rechtsanwältin Seda Başay-Yıldız –, die im 
NSU-Prozess vor dem OLG München als Nebenklagevertre-
terin aufgetreten war und die sich nun ein zweites Mal vom 
Staat allein gelassen fühlt, da das hessische Innenministe-
rium ihr erklärt habe, dass die Sicherung ihres Privatanwe-
sens ihre Privatsache wäre. Die Lesung endete schließlich 
mit folgendem gefälligen Resümee Schwesingers: Man ha-
be in den Prozessen gelernt, „dass niemand nur auf Grund 

Die Regisseurin Marie Schwesinger mit ihrer Schaupielkollegin Nora Solcher bei der szenischen 
Lesung, Foto: Marc Petit
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eines Gefühls verurteilt wird“. Und Journalismus zeige, „dass 
Rechtsstaat auch anstrengend ist“. 

Das anschließende Get-Together, das weit über Mitter-
nacht hinaus ging, nutzten die Kolleginnen und Kollegen 
zum fachlichen und persönlichen Austausch. Neben dem 
Kennenlernen vielfältiger und bemerkenswerter Richterper-
sönlichkeiten war diese gesellige Runde auch eine schöne 
Gelegenheit, sich ein präziseres Bild von den Umständen 
an anderen Gerichtsstandorten in den verschiedenen deut-
schen Bundesländern zu machen. 

Der Samstag startete nach dem gemeinsamen Früh-
stück mit der Podiumsdiskussion 
„(Fehl-) Entwicklungen und Perspekti-
ven des Rechtsstaates“: 

Prof. Dr. Dr. Maximilian Pichl (Pro-
fessor für Soziales Recht als Gegen-
stand der Sozialen Arbeit, Hochschule 
RheinMain) zeigte zunächst die histori-
sche Entwicklung des Rechtsstaatsbe-
griffes (kolonial, patriarchal, liberal) auf. 
Einleitend durch eine Grafik, welche die 
Häufigkeit der Verwendung des Begrif-
fes „Rechtsstaat“ über die Jahrzehnte 
hinweg in Reden des Deutschen Bun-
destages aufzeigte, warnte er vor einer 
Umdeutung von Begriffen („Resignifika-
tion“), wie bspw. der autoritären Aneig-
nung des Rechtsstaatsbegriffes im Na-
tionalsozialismus (Carl Schmitt 1935). 

Solche Bestrebungen seien seit 
dem Jahr 2015 wieder erkennbar zu be-
obachten. Pichl, der auch Autor des Buches „Law statt Or-
der – Der Kampf um den Rechtsstaat“ (Suhrkamp-Verlag) ist, 
wies darauf hin, dass der in der Bundesrepublik ursprünglich 
liberal verstandene Begriff „Rechtsstaat“ über die Jahrzehn-
te hinweg nun mit/durch „Ordnungsstaat“ uminterpretiert und 
ersetzt werde. In diesem Kontext warnte Pichl zudem vor Be-
strebungen, die rechtsstaatlich-liberale Justiz zu kapern. 

Der Politikwissenschaftler Arne Semsrott knüpfte daran 
an und warnte zunächst vor von innerhalb der Justiz aus-
gehenden Gefahren, wie z.B. durch Schöffen- und Verfas-
sungsrichterwahlen, oder auch durch „veränderte Narrative“, 
wie bspw. durch die sich seit Dezember 2022 wegen des Vor-
wurfs der Bildung einer terroristischen Vereinigung (Staats-
streichplanung) in Untersuchungshaft befindliche Richterin 
am Landgericht Berlin Malsack-Winkemann. Weiterhin wies 
Semsrott, der auch Autor des Buches „Machtübernahme – 
Was passiert, wenn Rechtsextreme regieren“ (Verlag Droe-
mer Knaur) ist, auf auf Strukturen zielende Angriffe von 
außen hin: Zwar befürchte er keinen unmittelbaren bzw. of-
fenen Angriff auf die Unabhängigkeit der Justiz wie gegen-
wärtig in den USA, jedoch mittelbare Angriffe. So würden die 
Begriffe „Bürokratieabbau“ und „moderne Justiz“ nicht nur 
zufällig im selben Zusammenhang verwendet. Vorschläge 
zur Abschaffung des Amtsermittlungsgrundsatzes im Asyl- 
und Sozialrecht sprächen eine klare Sprache. Auch das be-
wusste Ignorieren der Justiz („Fakten schaffen“, „exekutiver 

Ungehorsam“, wie bspw. das jahrelange Ignorieren des ge-
richtlich angeordneten Luftreinhalteplans für München durch 
die bayerische Staatsregierung) oder das bewusste Verächt-
lichmachen der Justiz und die Darstellung von Gerichten als 
„Problem“ würfen die Frage auf: Welchen Stellenwert hat 
eine unabhängige Justiz? 

In der anschließenden Diskussion mit den Kolleginnen 
und Kollegen wurde intensiv diskutiert, auf welche Weise 
die Justiz zum Schutz des demokratischen Rechtsstaates, 
hierbei insbesondere der freiheitlich-demokratischen Grund-
ordnung – auch unter den Gesichtspunkten Überparteilich-

keit und Unabhängigkeit – nun gefordert ist, sich zur Abwehr 
dieser Gefahren kommunikativ klar zu positionieren. 

Nach dem gemeinsamen Mittagessen fand schließlich 
die Mitgliederversammlung statt. Neben den üblichen ver-
einsrechtlichen Formalitäten wurden insb. die im vergange-
nen Jahr stattgefundenen Tätigkeiten der NRV in Erinnerung 
gerufen: Die Durchführung und Teilnahme an verschiedenen 
Podiumsdiskussionen (u.a. zu den Themen Maßregelvollzug, 
Unabhängigkeit, Dokumentation der strafr. Hauptverhand-
lung, Rechtsstaatlichkeit in der Türkei), Ausstellung mit der 
Stiftung Forum Recht, MEDEL-Tagung, Besuch des BVerfG, 
diverse Pressemitteilungen und Stellungnahmen sowie Ver-
netzung mit anderen Institutionen, wie z.B. den Fraktionen 
im Bundestag. 

Der Vorstand freute sich über ein dynamisches Mitglie-
derwachstum im vergangenen Jahr sowie einen Frauenanteil 
von nunmehr 46 Prozent. 

Nach lebhafter Diskussion verschiedener Pro- und Con-
tra-Argumente entschied die Bundesmitgliederversammlung 
letztlich mit großer Mehrheit, dass der Vereinsname wie folgt 
geändert werden soll: „Neue Richter*innenvereinigung – Zu-
sammenschluss von Richterinnen und Richtern, Staatsan-
wältinnen und Staatsanwälten e.V.“ *

Arne Semsrott und Maximilian Pichl, Foto: Marc Petit
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Justiz und Social Media
Social Media sind heute aus der Gesellschaft nicht mehr wegzu-
denken. Auch die Justiz ist mehr und mehr damit befasst. Einer-
seits mit den Bemühungen, Hass, Hetze und Kriminalität im Netz 
strafrechtlich, ordnungsrechtlich oder auch zivilrechtlich zu un-
terbinden, andererseits aber auch mit Angriffen auf die Justiz in 
Form von Shitstorms oder Falschinformationen. Was richtige und 
falsche Informationen sind, wird immer schwieriger festzustellen, 
weil künstliche Intelligenz immer weiter fortschreitet und auf vielen 
Plattformen eine Richtigkeitskontrolle nicht mehr stattfinden soll.

Gerichte werden ferner dazu genutzt, Aktivisten mit hohen Scha-
densersatzforderungen zu disziplinieren.

Auch wir Richter*innen und Staatsanwält*innen bewegen uns pri-
vat im Netz, aber auch immer mehr beruflich. Als Bürger in Robe 
dürfen wir uns äußern, allerdings stellt sich hier in spezifischer Wei-
se die Frage nach den Grenzen dieser Äußerungsfreiheit.

Schließlich sind Gerichte auch Teil der Gesellschaft und können sich 
in ihrer Öffentlichkeitsarbeit nicht von sozialen Medien abkoppeln. 
Allerdings steht diese Form der gesellschaftlichen Kommunikation 
noch ganz am Anfang und muss unbedingt verbessert werden.

Mit dieser Bandbreite an Themen wollen wir uns auf dem Rich-
ter*innenratschlag in Bad Boll in Form von Vorträgen und Arbeits-
gruppen beschäftigen.

Wir freuen uns auf zahlreiche Teilnahme.

Das Vorbereitungsteam des 49. Richter*innenratschlags

Der Richter*innenratschlag
hat sich seit nunmehr über 40 Jahren als jährliche Fortbildungs-
veranstaltung von Richter*innen und Staatsanwält*innen aus ganz 
Deutschland etabliert und bietet traditionell hervorragende fachli-
che Informationen in Vorträgen, (u.a. selbstkritischen) Diskussionen 
und Arbeitsgruppen.

Er wird im jährlichen Wechsel von einer Gruppe von Kolleg*innen 
organisiert zu Themen aus der Berufspraxis und des beruflichen 
Selbstverständnisses unter Einbeziehung gesellschaftspolitischer 
Fragen und Probleme, mit denen die Justiz konfrontiert wird. Der 
Ratschlag wird getragen von Kolleg*innen aus den verschiedenen 
Bundesländern, die die Tagung vorbereiten und ausrichten. 

Nähere Informationen zu den Themen der Richter*innenratschläge 
finden Sie unter: www.richterratschlag.de.

posten und posten lassen
49. Richter*innenratschlag | 28.–30.11.2025 | Bad Boll

Justiz und Social Media

Das Programm
Freitag, 28.11.2025

17.00 Uhr 	 Empfang

18.00 Uhr	 Kennenlernrunde

18.30 Uhr	 Abendessen

19.30 Uhr 	 Begrüßung

19.45 Uhr 	 Vortrag | Desinformation – Koordinierte 
			  Irreführung und gesellschaftliche Risiken
			  Lea Frühwirth, Senior Researcher Desinformation 	
			  CeMAS Center für Monitoring, Analyse und 
			  Strategie

			  anschließend Vorstellung der Arbeitsgruppen

Samstag, 29.11.2025

08.00 Uhr	 Frühstück

09.00 Uhr	 Vortrag | Hate Speech und Justiz – 
			  Persönlichkeitsverletzungen aus anwaltlicher 	
			  Perspektive 
			  Verena Haisch, Rechtsanwältin, Vizepräsidentin 	
			  des Deutschen Juristinnenbundes

11.00 Uhr	 Arbeitsgruppen

12.30 Uhr	 Mittagessen

13.30 Uhr	 Führung durch den literarischen Salon der Villa 	
			  Vopelius

15.00 Uhr	 Fortsetzung der Arbeitsgruppen

18.30 Uhr	 Abendessen

20.00 Uhr	 Kulturprogramm

21.30 Uhr	 Party mit DJanes Marianne und Annegret

Sonntag, 30.11.2025

09.00 Uhr	 Frühstück

10.00 Uhr	 Vortrag | Gegenrechtsschutz – Beispiele 
			  erfolgreicher Interventionen
			  Hannah Vos und Janik Jaschinski, 
			  FragdenStaat e.V.

11.30 Uhr	 Berichte aus den Arbeitsgruppen

12.00 Uhr	 Vorstellung des Richterratschlags 2026

12.30 Uhr	 Mittagessen



Die Arbeitsgruppen des 49. Richter*innenratschlags

Arbeitsgruppe 1 | Kommunikationsfreiheiten unter Druck! 
Grenzen des Sagbaren und mögliche Handlungsbedarfe
Politische Äußerungen in Versammlungen sind nicht erst seit dem An-
griff auf Israel und den darauf auch in Deutschland folgenden Kundge-
bungen Gegenstand kontroverser Debatten. Neben der nachträglichen 
Einleitung von Ermittlungsverfahren gegen Teilnehmende reagieren die 
staatlichen Behörden darauf im Vorfeld zunehmend mit Auflagen oder 
gar Verboten und der Auflösung von Versammlungen. Dies ist ihnen je-
doch erst dann möglich, wenn gegen Strafgesetze verstoßen wird. Aber 
wo sollte die Grenze für staatliches Eingreifen liegen? Und ist ein zu-
nehmend repressives Vorgehen gegen Versammlungen und Meinungen 
gerade wegen deren Inhalts nicht Merkmal illiberal-autoritärer Regime 
weltweit und damit gegen eine offene, plurale Gesellschaft gerichtet?
In unserer AG wollen wir uns damit beschäftigen, welche Aussagen die 
Demokratie aushalten sollte oder muss und ab wann ein staatliches Ein-
schreiten sinnvoll und geboten ist. Wie weit geht dabei die Inhaltsneut-
ralität des Staates, auch im Spannungsfeld mit der Meinungsfreiheit als 
Grundrecht zum Schutz von Minderheiten? Diesen Fragen wollen wir 
uns durch die Auseinandersetzung mit Propalästina-Demos, Demonst-
rationen gegen Corona-Maßnahmen und der Verschiebung des Sagba-
ren online und offline durch rechtsextreme Protagonist*innen nähern.

Moderation: Isabelle Rehs, Max Putzer und Max Erhard

Arbeitsgruppe 2 | Kommunikation „durch“ und „über“ die 
Gerichte
Die Öffentlichkeit der Hauptverhandlung und die Transparenz gericht-
licher Entscheidungen sind ein hohes Gut der Justiz. Nach der Ver-
kündung eines Urteils erfolgen heute innerhalb weniger Minuten Ver-
öffentlichungen in Online-Medien und Kommentierungen in sozialen 
Netzwerken mit dem Ziel schnell Content zu erstellen und eine breite 
Öffentlichkeit sowie möglichst hohe Klickzahlen zu erreichen. Wer zu-
erst berichtet, profitiert am meisten. Dabei wird häufig mehr auf Stim-
mungsmache als auf eine objektive Darstellung des Verfahrens gesetzt, 
da diese in der Regel mehr Personen dazu verleitet entsprechende Be-
richte zu lesen. Die Justiz reagiert auf diese Entwicklung in den sozialen 
Medien bis dato überwiegend gar nicht, und wenn, dann oft zu spät, um 
falsche Meldungen oder subjektive Empfindungen noch korrigieren zu 
können. Der Gefahr der Verbreitung irreführender Darstellungen setzen 
Justiz und Medien wenig bis nichts entgegen.
Bietet beispielsweise die in Schleswig-Holstein eingeführte Zentrale On-
line Redaktion mit ihren justizeignen Kanälen auf Facebook, Instagram, 
LinkedIn, Bluesky und Mastodon und einer eigenen „Netzfeuerwehr“ 
eine Lösung um der schnelllebigen, gefühlsbasierten Online-Bericht-
erstattung und Kommentierungen wirksam zu begegnen? Welche Pro-
bleme entstehen bei der Etablierung und Anwendung von Social-Me-
dia-Kanälen für die Justiz? Wo liegen die Probleme der journalistischen 
Berichterstattung über Gerichtsverfahren? Und welche Probleme sehen 
Journalisten in der Öffentlichkeitsarbeit der Justiz?

Moderation: Marc Petit und Sven Kersten

Arbeitsgruppe 3 | Die Gedanken sind frei – bis sie online 
gehen? Regulation berufsspezifischer Äußerungen in 
Deutschland und Europa
In Osteuropa werden Disziplinarverfahren gegen Kolleg:innen eingelei-
tet, die Social Media als Richter:innen nutzen. In Rumänien wurde ein 
Richter deshalb vom Dienst suspendiert. In Deutschland gibt es auf 
Linkedin und Instagram erste Accounts von „Judgfluencern“.
Wie gehen wir als Richter:innen und Staatsanwält:innen mit Social 
Media um? Endet mit dem Social Media Account das Recht auf freie 
Meinungsäußerung? Lohnt es sich wirklich, diese Räume sich selbst 
zu überlassen und damit zu riskieren, dass die Berichterstattung über 
Justiz und Entscheidungen von einzelnen Personen polarisiert vorange-
trieben wird? Sind wir vielleicht gehalten, gerade als Richter:innen und 
Staatsanwält:innen Social Media zu nutzen, um zu einem demokrati-
schen Diskurs beizutragen? Wie findet man einen Ausgleich zwischen 
privatem Auftreten und beruflicher Funktion und was hat der Dienstherr 
damit zu tun? Wo verläuft die Grenze zwischen unserer privaten Nut-
zung und unserer rechtsstaatlichen Verantwortung? Sollten wir in Robe 
aus dem Badezimmer livestreamen?

Darüber wollen wir gemeinsam diskutieren, einen europäischen Ver-
gleich anstrengen, die (dienst-)rechtliche Situation in Deutschland kri-
tisch hinterfragen und gangbare Handlungsmöglichkeiten entwickeln.

Moderation: Valerie Böhm und Bea Hajek

Arbeitsgruppe 4 | Wer reguliert hier wen?
Der Einfluss der großen Internetplattformen und der dahinterstehenden 
Tech-Konzerne auf die Gesellschaft ist eine der drängenden Herausfor-
derungen der Gegenwart, auf die bislang – trotz Digital Markets Act und 
Digital Service Act in der EU – noch keine hinreichenden Antworten 
gefunden worden sind. Wir wollen die bisherigen europäischen Regulie-
rungsansätze bewerten und diskutieren, ob der Verzerrung der Informa-
tions- und Meinungslandschaft wirksam begegnet werden kann. Welche 
Ansatzpunkte zivilgesellschaftlicher Einflussnahme und politischer Re-
gulierung gibt es? Und wie wird unser Verhalten und Handeln durch die 
Plattformen strukturiert?

Impulsgeber: Jan-Felix Schrape, Universität Stuttgart
Moderation: Louise Mossner, Carl von Alten

Arbeitsgruppe 5 | SLAPPs und andere Formen juristischer 
Aggression
Wer sich politisch betätigt oder Missstände anprangert, wird oft durch 
Abmahnungen, exorbitante Schadensersatzforderungen oder die An-
drohung langjähriger Gerichtsverfahren unter Druck gesetzt (SLAPP = 
Strategic lawsuits against Public Participation).
Abmahnungen wegen Äußerungen im Internet nehmen gerade von 
rechtsextremer Seite deutlich zu. Immer wieder werden unbegründete 
Gerichtsverfahren angestrengt, um die Betroffenen zu verunsichern und 
finanziell unter Druck zu setzen.
Die EU hat eine Anti-SLAPP-Richtlinie erlassen, die allerdings noch 
nicht in nationales Recht umgesetzt wurde und deshalb zur Zeit nur im 
grenzübergreifenden Bereich einschlägig ist.
Wir wollen uns in der Arbeitsgruppe damit beschäftigen, wie mit solcher 
juristischer Aggression umzugehen ist, welche Möglichkeiten der Unter-
stützung Betroffener bestehen und welche Verbesserungen bei der Um-
setzung der Richtlinie in nationales Recht notwendig sind.

Impulsgeberin: Hannah Vos, Rechtsanwältin, FragdenStaat e.V.
Moderation: Beatrice Bardelle, Guido Kirchhoff

Arbeitsgruppe 6 | Komm mit in den Kaninchenbau!
Social Media zerstört den öffentlichen Diskurs: Auf Twitter/X brüllen nur 
noch Trolle, Tiktok gehört dem Rechtspopulismus und mit einem fal-
schen Klick auf Youtube landet man bei wirren Verschwörungsvideos.
Das sagen zumindest alle. Aber stimmt das wirklich? Das wollen wir 
herausfinden: Wie reagieren die Algorithmen auf das, was wir uns 
anschauen, was wir liken oder kommentieren? Können wir Bots von 
echten Hatern unterscheiden? Und gibt es noch Raum für ernsthafte 
Diskussionen?
Am Anfang machen wir uns gemeinsam klar, wie die Plattformen funk-
tionieren (Vorkenntnisse sind nicht notwendig), und überlegen uns Nut-
zungsszenarien oder Fragen, die uns interessieren. Und dann beginnt 
der Spaß! Oder das Erschrecken?

Moderation: Nicolai Growe, U. Gutfleisch

Kosten und Anmeldung
Alle Infos zu Kosten und Anmeldung finden sich auf folgender Seite: 
www.richterratschlag.de. 

Rückfragen und weiterer Kontakt: Nicolai Growe
richterratschlag@posteo.de



Ansichten und Einsichten 
(ausgewählt von Horst Häuser)

Ich habe, glaube ich, die Zwischenstufe zwischen Tier und Homo sapiens 
gefunden. Wir sind es.								             Konrad Lorenz

Der Mensch ist das einzige Wesen, das nicht sein will, was es ist.	        
										          Albert Camus

Das Leben besteht aus Illusionen. Einige davon gelingen. Aus ihnen besteht 
die Wirklichkeit.		        							        Jacques Audiberti

Was uns Ärger macht, sind nicht die Dinge, die wir nicht wissen. Es ist das, was 
wir ganz sicher wissen, was aber einfach nicht so ist. 			            Will Rogers

Der rastlose Arbeitsmensch von heute hat tagsüber keine Zeit, sich Sorgen zu 
machen, und abends ist er zu müde dazu. Alles in allem hält er das für Glück.     	
										               George Bernard Shaw

Allgemein ist die Hast, weil jeder auf der Flucht vor sich selber ist.			 
											           Friedrich Nietzsche

Die Wirklichkeit verfolgt uns mit der gleichen Geschwindigkeit, mit der wir vor 
ihr zu fliehen versuchen.	        							          Andreas Tenzer

Jeder Fehler erscheint unglaublich dumm, wenn andere ihn begehen.			 
									                 Georg Christoph Lichtenberg

Reue ist oft nicht so sehr das Bedauern über das Böse, was wir getan haben, 
als die Furcht vor dem, was uns daraus erwachsen könnte.	            La Rochefoucauld

Selbst der bescheidenste Mensch hält mehr von sich als sein bester Freund 
von ihm.		  					                        Marie von Ebner-Eschenbach

Wie wir von manchen Menschen verkannt werden, beweisen nicht selten ihre 
Geschenke. 								                       Sigmund Graff

Auf zweierlei sollte man sich nie verlassen: Wenn man Böses tut, dass es 
verborgen bleibt; wenn man Gutes tut, dass es bemerkt wird.		       Ludwig Fulda

Die Welt hat ohne den Menschen begonnen, sie wird auch ohne ihn enden.
										                     Claude Levi-Strauss
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Die Neue Richter*innenvereinigung 
wurde am 07. März 1987 in Frankfurt am Main gegründet. Sie will gesellschaftskritischen Richterinnen und Richtern, 
Staatsanwältinnen und Staatsanwälten als Berufsvereinigung dienen.

Die Gründung der Neuen Richter*innenvereinigung wurde möglich, weil die Justiz in der Bundesrepublik in ihrer Zusam-
mensetzung pluralistischer wurde und nun in der Justiz – obwohl immer noch überwiegend konservativ – alle Richtun-
gen und Lebenshaltungen vertreten sind. Nicht wenige Kolleginnen und Kollegen sind in Bürgerinitiativen, Hilfsorgani
sationen, Verbänden und Parteien tätig, beispielsweise um Hochrüstung und Zerstörung der natürlichen Umwelt, Folter 
und politische Verfolgung zu bekämpfen. 

Die Gründung der Neuen Richter*innenvereinigung wurde nötig, weil die traditionellen richterlichen und staatsanwalt-
lichen Standesvereinigungen, wiewohl verjüngt und flexibler, in konservative Bündnisse eingebettet und nicht selten vor 
Ort unkritische Stützen der Justizverwaltungen sind. 

Die NRV tritt namentlich ein für

•  die innere Demokratisierung von Gesellschaft und Justiz,

•   den Schutz von Minderheiten und die Bewahrung der Lebensgrundlagen,

•   die Beachtung der Menschenrechte und Grundrechte,

•   sozial ausgewogene Lösungen im materiellen und Verfahrensrecht im Interesse der Rechtssuchenden.

Insbesondere engagiert sich die NRV für die Unabhängigkeit der Justiz von Einflüssen, die die Justizgewährung für die 
Bürger beeinträchtigen könnten. Darauf bauen auf

•   die grundlegenden Entwürfe der NRV für eine möglichst hierarchiefreie Justizstruktur als eigenständige 	      
      dritte Staatsgewalt,

•   die Forderung nach hinreichenden Arbeitsbedingungen,

•   die Konzepte zum Richterbild mit Konsequenzen für Ausbildung und Einstellungsverfahren.

Mitglieder der Neuen Richter*innenvereinigung engagieren sich daher oft justizintern in Gremien (Richterräten, Präsidial-
räten). Nach anfangs nicht unerheblichen Widerständen aus den Reihen der Justizverwaltungen wird die Neue Richter*in-
nenvereinigung mittlerweile als Berufsvereinigung anerkannt und auf Bundes- und Landesebene bei Gesetzgebungs
vorhaben gehört. So ist es unter anderem der nachdrücklichen Einflussnahme der NRV zuzuschreiben, dass mit dem 
Gesetz zur Stärkung der richterlichen Unabhängigkeit zum Jahreswechsel 1999/2000 das Vorsitzendenquorum in den 
Präsidien entfallen ist und die Geschäftsverteilung in den Spruchkörpern nicht mehr durch den Vorsitzenden, sondern 
durch Mehrheitsentscheidung geregelt wird.

Organisatorisches

Die Neue Richter*innenvereinigung ist auf Bundesebene 
als eingetragener Verein (mit Sitz in Frankfurt am 
Main, VR 9017) organisiert und wird nach außen 
durch seinen Vorstand vertreten (Bundesvorstand). 

In den Bundesländern tritt die NRV nach außen durch 
Landesverbände auf, die durch Landessprechergremien reprä-
sentiert werden, die in Landesmitgliederversammlungen gewählt werden.

Für bestimmte Themenbereiche hat die NRV für sachbezogene Arbeit bundesweite Fachgruppen gebildet. Jährlich – 
meist Anfang März – findet eine Bundesmitgliederversammlung statt, alle zwei Jahre wird der Bundesvorstand gewählt. 
Dem Bundesvorstand ist ein in Berlin eingerichtetes Sekretariat zugeordnet, das für Außenstehende wie für Mitglieder 
als Anlaufadresse dient und verbandsinterne administrative Aufgaben erledigt. 

bb@neuerichter.de

NRV-Mitgliedschaft: Im ersten 

Jahr beitragsfrei! NRV-Mitglieder

 erhalten Betrifft JUSTIZ kostenlos. 

www.neuerichter.de
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